
Suchergebnisse: Ministerpräsident

21. Februar 1799 – Montgelas übernimmt das Département der Auswärtigen Angelegenheiten

München * Kurfürst Max IV. Joseph überträgt Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas als

Geheimer Staats- und Konferenzminister das Département der Auswärtigen Angelegenheiten.

Damit ist Montgelas Kabinettschef, weil es das Amt des Ministerpräsidenten noch nicht gibt. 

24. September 1862 – Otto von Bismarck wird Preußischer Ministerpräsident

Berlin * Der Preußische Gesandte in Paris, Otto von Bismarck, wird zum Preußischen

Ministerpräsidenten ernannt. Bismarck ist als hochkonservativ und als „personifizierte

Konterrevolution“ gefürchtet.    Er verspricht König Wilhelm I. die Stabilisierung der königlichen

Macht und die Niederwerfung der liberalen Parlamentsherrschaft. Ihm geht es aber um mehr.

Bismarck versteht seine Ministerpräsidentschaft nur als Mittel zur Erreichung eines höheren

Zieles. Er will die Oberherrschaft [= Hegemonie] Preußens in Deutschland - auf Kosten

Österreichs. 

11. November 1865 – Wagner will, dass König Ludwig II. ein neues Kabinett bildet

Schloss Hohenschwangau * Zwischen dem 11. und dem 18. November hält sich Richard Wagner

bei Ludwig II. in Schloss Hohenschwangau auf. Während diesen ausdauernden Gesprächen

fordert Wagner die Entlassung seiner Widersacher, des Königlichen Kabinettssekretärs Franz

Seraph von Pfistermeister und des bayerischen Ministerpräsidenten Ludwig von der

Pfordten. Respektlos spricht der Komponist von „Pfi“ und „Pfo“. Wagner will, dass König Ludwig

II. ein neues Kabinett bildet.

26. November 1865 – Richard Wagner hat den Bogen endgültig überspannt

München * In einem Brief schlägt Richard Wagner dem König vor, den Kabinettssekretärs Franz

Seraph von Pfistermeister durch Max von Neumayr und den bayerischen

Ministerpräsidenten Ludwig von der Pfordten durch Ludwig von Edelsheim zu ersetzen. Der

König wird die Entlassungen erst im Oktober 1866 umsetzen. Nun kommt es zum Eklat.    Denn

durch sein massives Einmischen in die bayerischen Staatsangelegenheiten hat Richard Wagner
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den Bogen endgültig überspannt. Der Komponist, der wie kaum ein anderer Zugang zum König

hat, wird von der Regierung sowieso mit großem Misstrauen beobachtet. Nun stellt der

Ministerrat dem König ein Ultimatum. Ludwig II. habe zu wählen „zwischen der Liebe und

Verehrung Ihres treuen Volkes und der Freundschaft Richard Wagners“.     Eine breite öffentliche

Opposition gegen den Komponisten hat sich gebildet. Sie wirft Richard Wagner vor, er halte den

König von den Regierungsgeschäften ab und beanspruche die Kabinettskasse übermäßig. Bald

darauf übergeben Münchner Bürger 810 Unterschriften mit der Forderung der

Landesverweisung des Komponisten Richard Wagner an den Kabinettssekretär Franz Seraph

von Pfistermeister.

Oktober 1866 – Ludwig II. entlässt den Kabinettssekretär und den Ministerpräsidenten

München * König Ludwig II. entlässt seinen Kabinettssekretär Franz Seraph von Pfistermeister

und den Ministerpräsidenten Ludwig von der Pfordten. Richard Wagner nannte die Beiden

respektlos „Pfi“ und „Pfo“. Nun hatte er seine späte Rache. 

14. Mai 1867 – Kurt Eisner wird in Berlin geboren

Berlin * Kurt Eisner, der spätere Revolutionär und Bayerische Ministerpräsident, wird in Berlin

geboren.

3. Juli 1867 – Johannes Hoffmann wird in Ilbesheim bei Landau/Pfalz geboren

Ilbesheim * Johannes Hoffmann, der spätere bayerische Ministerpräsident, wird in Ilbesheim bei

Landau in der Pfalz geboren. 

14. Juli 1870 – Frankreich beschließt die Mobilmachung gegen Preußen

Paris * In der französischen Zeitung Soir erscheint Otto von Bismarcks Pressemitteilung zur

Emser Depesche am französischen Nationalfeiertag, abends um 18:30 Uhr. Durch den brüsken

Ton der Depesche fühle sich Frankreich tief gedemütigt.    Der Ministerrat beschließt am Abend

die Mobilmachung. Das bedeutet Krieg.

13. September 1870 – Ein Programm zum raschen Beitritt Bayerns
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Berlin - München * Rudolph von Delbrück, der Präsident des Bundeskanzleramtes und Bismarcks

Beauftragter für die Verhandlungen mit Württemberg und Bayern, legt ein Programm zum

raschen Beitritt Bayerns vor. Das Deutsche Reich soll ein föderaler Staatenbund auf Grundlage

des Norddeutschen Bundes werden, dem die Süddeutschen beitreten, ohne ihre Eigenständigkeit

zu verlieren.    Daraufhin gibt König Ludwig II. dem Kanzler des Norddeutschen Bundes und

preußischen Ministerpräsidenten, Otto von Bismarck, seine Bereitschaft zu einem

Verfassungsbündnis bekannt. 

19. September 1870 – Erste Friedensverhandlungen in Ferrières-en-Brie

Ferrières-en-Brie • Der preußische Ministerpräsident Otto von Bismarck und Jules Favre,

Außenminister und Repräsentant der französischen republikanischen Regierung, verhandeln im

deutschen Hauptquartier in Ferrières-en-Brie über einen möglichen Friedensschluss.        

Bismarck bietet Favre einen 14-tägigen Waffenstillstand an. In dieser Zeit könnten die Wahlen zu

einer neuen Nationalversammlung stattfinden. Er erhofft sich damit ein Wahlergebnis, das eine

monarchisch orientierte Mehrheit hervorbringt und ihm die Verhandlungen erleichtert.   Favre

lehnt jedwede Abtretung französischen Territoriums ab,   Bismarck besteht darauf, dass

Straßburg und das Elsass deutsch werden muss. 

23. September 1870 – Die Friedensverhandlungen werden ergebnislos beendet

Ferrières-en-Brie • Die Verhandlungen über einen Friedensschluss zwischen Otto von Bismarck

und Jules Favre werden ergebnislos abgebrochen. 

17. November 1870 – Bismarck wird über König Ludwigs II. Geldprobleme informiert

München * Der Preußische Gesandte Georg Freiherr von Werthern informiert den preußischen

Ministerpräsidenten Otto von Bismarck über die Geldprobleme König Ludwigs II.:      „Der König

von Bayern ist durch Bauten und Theater in große Geldverlegenheiten geraten. Sechs Millionen

würden ihm sehr angenehm sein, vorausgesetzt, dass die Minister es nicht erfahren. Für diese

Summe würde er sich auch zur Kaiser-Proclamation und Reise nach Versailles entschließen." 

18. Januar 1871 – Die Frage der richtigen Anrede geht weiter
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Versailles • Da sich auch am frühen Tag der Proklamation noch nicht abzeichnete, wie die

unwillige Hauptperson, König Wilhelm I. reagieren würde, nimmt Bismarck mit dem ranghöchsten

anwesenden Fürsten, der den Kaiser proklamieren soll, Kontakt auf. Es ist dies Friedrich I., der

Großherzog von Baden. Auf die Frage, wie er gedenke, Wilhelm auszurufen, schockiert dieser

Bismarck mit den Worten: „Kaiser von Deutschland, auf Befehl Seiner Majestät.“    Bismarck bittet

den Großherzog inständig, Wilhelm I. von der Unmöglichkeit dieser Titulatur zu überzeugen, da

dies die süddeutschen Monarchen kaum akzeptieren würden. Außerdem lautet der

verfassungsmäßige Titel seit dem 1. Januar bereits „Deutscher Kaiser“. 

18. Januar 1871 – Otto von Bismarck fällt ein Stein vom Herzen

Versailles • Um 12 Uhr beginnt die Zeremonie der Kaiserproklamierung im prachtvollen Schloss

des „Sonnenkönigs“ Ludwig XIV.. Nach einer kurzen Rede Wilhelms I., in der er die Kaiserwürde

annimmt, verliest Reichskanzler Otto von Bismarck die Proklamation. Dann wird es spannend.

Der Großherzog von Baden tritt nach vorne und ruft: „Seine Kaiserliche und Königliche Majestät,

Kaiser Wilhelm, lebe hoch! Hoch! Hoch!“ Eine elegante Lösung. Otto von Bismarck fällt ein Stein

vom Herzen.     Gleichzeitig wird auch das Zweite Kaiserreich gebildet und ausgerufen. 

17. Februar 1871 – Adolphe Thiers wird Chef der Regierung der nationalen Verteidigung

Bordeaux • Die neugewählte verfassungsgebende Versammlung wählt Adolphe Thiers zum Chef

der „Regierung der nationalen Verteidigung“.&nbsp;

10. März 1871 – Versailles zum Sitz von Regierung und Parlament bestimmt

Paris • Die französische Nationalversammlung bestimmt auf Vorschlag des Ministerpräsidenten

Adolphe Thiers nicht Paris, sondern Versailles zum vorläufigen Sitz von Regierung und

Parlament. Versailles war inzwischen von den deutschen Truppen geräumt worden. 

16. April 1871 – Die Reichsverfassung wird rechtskräftig

Deutsches Reich - Königreich Bayern * Die Reichsverfassung wird rechtskräftig.    Das Zweite

Deutsche Kaiserreich ist ein Bundesstaat, dem - unter preußischer Hegemonie - 25 Einzelstaaten

angehören. Der preußische Ministerpräsident ist gleichzeitig Reichskanzler.    Das Deutsche
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Reich ist nach der Präambel seiner Verfassung ein „ewiger Bund zum Schutze des deutschen

Bundesgebietes und des innerhalb desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflege der Wohlfahrt

des Deutschen Volkes“.    Diesen Bund schließen die 22 Repräsentanten:       der vier

Königreiche Preußen, Bayern, Württemberg und Sachsen;     der sechs Großherzogtümer Baden,

Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz, Hessen-Darmstadt, Oldenburg und

Sachsen-Weimar;     der fünf Herzogtümer Braunschweig, Anhalt, Sachsen-Coburg-Gotha,

Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg;     der sieben

Fürstentümer Schwarzburg-Sonderhausen, Schwarzburg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss ältere

Linie, Reuss jüngere Linie, Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe,   des mitregierten

Reichslandes Elsass-Lothringen sowie   der Regierenden Bürgermeister der drei Freien

Städte Hamburg, Bremen und Lübeck.      Dieser Bundesstaat wird durch zwei Institutionen -

Bundesrat und Reichstag - repräsentiert. Verfassungsrechtlich ist der Bundesrat das höchste

Reichsorgan, in dem Preußen aufgrund seiner Größe und seiner hegemonialen Stellung

dominiert.    In diesem Gremium sind die einzelnen Länder entsprechend ihrer Größe mit

unterschiedlichen Stimmenzahlen ausgestattet vertreten: Preußen 17, Bayern 6, Sachsen und

Württemberg je 4, Baden und Hessen je 3, die kleineren je 2 oder 1 - insgesamt 58 Stimmen.     

Bis im Rahmen der Reichsgründung auch in Bayern das metrische Maß eingeführt wird, fasst die

Bayerische Mass 1.069 Kubikzentimeter. Durch die Preußische Maß- und Gewichtsordnung wird

das Bayerische Maaß abgeschafft. Als gesamtdeutsche Maßeinheit gilt nun der Liter. Und dieser

ist auf 1.000 Kubikzentimeter festgelegt worden.

23. März 1886 – Ein Gutachten soll die Geisteskrankheit des Königs beweisen

München * Da König Ludwig II. kein Verständnis für die Forderungen nach Sanierung des

königlichen Haushalts&nbsp;aufbringt und er sich auch sonst als beratungsresistent&nbsp;zeigt,

beauftragt der Bayerische Ministerpräsident&nbsp;Freiherr Johann von Lutz den

Psychiater&nbsp;und Leiter der Kreisirrenanstalt von München und Oberbayern, Dr. Bernhard

von Gudden, mit der Erstellung eines wissenschaftlichen Gutachtens, das die Geisteskrankheit

und Handlungsunfähigkeit&nbsp;des Königs beweisen soll.    Vor der Erteilung des Auftrags

muss der Ministerpräsident&nbsp;aber erst die Einwilligung des Hauses

Wittelsbach&nbsp;einholen.&nbsp;Und nachdem Ludwigs Bruder Otto wegen seiner

Geisteskrankheit&nbsp;als Verhandlungspartner ausscheidet, wendet sich

der&nbsp;Regierungschef&nbsp;an dessen Onkel, den Prinzen Luitpold.&nbsp;Dieser gibt nach

langem Zögern seine Zustimmung, hätte es aber lieber gesehen, wenn sein Neffe von sich aus

abdanken&nbsp;würde.    Mit Reichskanzler&nbsp;Otto von Bismarck wird über das weitere

Vorgehen gegen König Ludwig II. Einvernehmen hergestellt, um jede mögliche Intervention und
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Missbilligung Preußens&nbsp;und des Deutschen Reiches&nbsp;auszuschließen.

15. März 1890 – Die Altkatholiken verlieren die Rechte einer öffentlichen Korporation

München * Der bayerische Ministerpräsident Johann von Lutz stellt die Trennung der

Altkatholiken&nbsp;von der Katholischen Kirche&nbsp;fest. Die Altkatholiken&nbsp;verlieren

dadurch die Rechte einer öffentlichen Korporation.&nbsp;

6. September 1915 – Franz Josef Strauß wird in München geboren

München * Franz Josef Strauß, der spätere Bayerische Ministerpräsident und CSU-Vorsitzende,

wird in München, in der Schellingstraße 49, geboren. 

16. März 1917 – Die Machtbefugnisse gehen an die provisorische Regierung über

Petersburg * Zar&nbsp;Michail II. erklärt in einem Schreiben an das russische Volk, dass die

Machtbefugnisse zunächst an die provisorische Regierung&nbsp;übergehen.&nbsp;Er selbst

erklärt sich bereit, die Thronfolge dann anzutreten, wenn ihn das Volk zu einem späteren

Zeitpunkt in geheimen Wahlen&nbsp;wählen würde.&nbsp;Michail hofft mit diesem Schritt die

Monarchie in Russland erhalten zu können.&nbsp;Mit dem Thronverzicht Michails endet die über

300-jährige Herrschaft der Romanow-Dynastie.&nbsp;    Georgij Jewgenjewitsch Fürst Lwow

übernimmt nach der&nbsp;Februarrevolution&nbsp;in der bürgerlichen provisorischen Regierung,

in der Zeit vom 16. März bis 21. Juli 1917, das Amt des

russischen&nbsp;Ministerpräsidenten&nbsp;und&nbsp;Innenministers.&nbsp;

2. Juni 1917 – In Stockholm tagt der Internationale Sozialistenkongress

Stockholm - Paris * In Stockholm tagt vom 2. bis 19. Juni 1917 der Internationale

Sozialistenkongress. Er sucht nach Möglichkeiten für einen Friedensschluss der verfeindeten und

kriegsführenden Länder. Der französische Ministerpräsident Alexandre Ribot verweigert den

Sozialisten seines Landes die Ausreise nach Stockholm. 

20. Juli 1917 – Georgij Fürst Lwow tritt zurück
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Petersburg * Ministerpräsident Georgij Fürst Lwow tritt zurück. Sein Nachfolger als

Ministerpräsident der russischen Provisorischen Regierung wird Alexander F. Kerenski, der seit

Mai 1917 im Kabinett Lwow Kriegs- und Marineminister ist. 

21. Juli 1917 – Georgi J. Fürst Lwow tritt als russischer Ministerpräsident zurück

Petersburg * Der russische Kriegs- und Marineminister Alexander F. Kerenski

wird Ministerpräsident der russischen Provisorischen Regierung, nachdem am Tag zuvor Georgi

J. Fürst Lwow zurückgetreten ist. 

7. September 1917 – Der französische Ministerpräsident Alexandre Ribot tritt zurück

Paris * Nach dem Austritt der Sozialisten aus seiner Regierung erklärt der französische

Ministerpräsident Alexandre Ribot seinen Rücktritt. Neuer französischer Ministerpräsident wird

der bisherige Kriegsminister Paul Painlevé.

14. September 1917 – Der russische Ministerpräsident Kerenski proklamiert die Republik

Petersburg * Der russische Ministerpräsident Alexander F. Kerenski proklamiert die Republik und

beruft eine neue Regierung. 

1. November 1917 – Georg Freiherr von Hertling wird zum Reichskanzler ernannt

Berlin * Kaiser Wilhelm II. ernennt den bisherigen bayerischen Ministerpräsidenten Georg Freiherr

von Hertling zum Reichskanzler. Er wird Nachfolger von Georg Michaelis, der das Amt nur

dreieinhalb Monate inne hatte.

7. November 1917 – Wladimir I. Lenin stürzt die provisorische russische Regierung

Petersburg * Die Bolschewiki unter Führung von Wladimir I. Lenin stürzen in einem bewaffneten

Aufstand in Petrograd die provisorischen Regierung unter Alexander F. Kerenski. Die Roten

Garden der Bolschewiken besetzen strategisch wichtige Punkte in Petrograd und belagern den

Winterpalast, den Sitz der provisorischen Regierung.    Damit beginnt in Russland die Revolution.
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Lenin schafft eine Sowjetrepublik, die sich auf Räte [russisch: Sowjets] stützt.    Da diese

Auseinandersetzungen nach dem alten russischen Kalender auf den 25. Oktober fallen, erhalten

diese systemumwerfenden Vorgänge den Namen Oktober-Revolution.  Erst nach dieser - für die

Bolschewiki erfolgreichen - Revolution wird der russische Kalender von der julianischen

Zeitrechnung auf die gregorianische umgestellt. 

8. November 1917 – Bolschewistische Truppen stürmen den Winterpalast

Petersburg * Bolschewistische Truppen stürmen den Winterpalast und verhaften die

Regierungsmitglieder. Ministerpräsident Alexander F. Kerenski flieht zu den Truppen an der

Nordfront. Der allrussische Rätekongress billigt die bolschewistische Machtübernahme. 

11. November 1917 – Otto von Dandl wird Bayerischer Ministerpräsident

München-Kreuzviertel * Otto von Dandl wird Bayerischer Ministerpräsident und Außenminister als

Nachfolger von Georg Freiherr von Hertling.

13. November 1917 – Armee von Alexander F. Kerenski vernichtend geschlagen

Zarskoje Selo * Die Rote Garde der Bolschewiken schlägt bei Zarskoje Selo die Armee des

abgesetzten Ministerpräsidenten Alexander F. Kerenski vernichtend. 

13. November 1917 – Der französische Ministerpräsident Paul Painlevé tritt zurück

Paris * Weil er keine Akzeptanz im Parlament findet, tritt der französische Ministerpräsident Paul

Painlevé zurück. 

17. November 1917 – Georges Clemencau wird neuer französischer Ministerpräsident

Paris * Nach dem Rücktritt von Paul Painlevé am 13. November wird Georges Clemencau

neuer französischer Ministerpräsident. 

19. Januar 1918 – Weitreichende Zusagen an den Wiener Arbeiterrat
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Wien * Angesehene österreichische Sozialdemokraten wie Viktor Adler rufen die Streikenden zur

Mäßigung auf und verhandeln mit der Regierung in Wien Verbesserungen aus. Der

k.u.k.-Ministers des Äußern, Graf Ottokar Czernin von und zu Chudenitz, überreicht einer

Abordnung des Arbeiterrates eine Erklärung, in der er sich verpflichtet, die

Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk keinesfalls an territorialen Forderungen scheitern zu

lassen.     Ministerpräsident Ernst von Feuchtenegg sagt Reformen       des

Kriegsleistungsgesetzes und   des Ernährungsdienstes sowie   eine Demokratisierung des

Gemeindewahlrechtes zu. 

24. Januar 1918 – Der österreichisch-ungarische Präsident für einen Verständigungsfrieden

Wien * Für den österreichisch-ungarischen Ministerpräsidenten Ottokar Graf von Czernin und zu

Chucenitz ist ein Verständigungsfrieden auf der Grundlage der 14 Punkte des amerikanischen

Präsidenten Woodrow Wilson akzeptabel. Er erklärt dies in Hinblick auf die innenpolitische und

militärische Lage seines Landes.

1. Februar 1918 – Otto von Dandl bedankt sich bei den Mehrheitssozialdemokraten

München * Ministerpräsident Otto von Dandl dankt den bayerischen Mehrheitssozialdemokraten

im Landtag dafür, dass sie die Führung der Streikbewegung übernommen haben und bringt

seiner Hoffnung auf baldige Beruhigung der Lage Ausdruck.&nbsp;

16. Februar 1918 – Freundlich empfangen - nichts erreicht

München-Kreuzviertel * Die am 8. Februar gewählte Kommission wird von Ministerpräsident Otto

von Dandl, Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich und Kriegsminister Philipp von Hellingrath

empfangen. Der Sprecher der Kommission, der MSPD-Landtagsabgeordnete Erhard Auer, trägt

die Wünsche der Arbeiterausschüsse vor. Die Forderung nach Freilassung der verhafteten

Streikführer ist auf der Liste nicht mehr enthalten.    Die Minister beziehen freundlich zu den

Forderungen und Anregungen Stellung, Zugeständnisse machen sie jedoch keine.&nbsp;Der

Empfang der Kommission wirkt sich dennoch beruhigend auf die Arbeiterschaft aus.&nbsp;

15. August 1918 – Ludwig III. befürwortet einen möglichst schnellen Friedensschluss
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München * Bayernkönig Ludwig III. bevollmächtigt Ministerpräsident Otto von Dandl zu

Verhandlungen mit den deutschen Bundesfürsten über ein gemeinsames Vorgehen bei der

Reichsregierung. Ludwig III. befürwortet nach der verheerenden Niederlage der deutschen

Militärs bei Amiens einen möglichst schnellen Friedensschluss. 

15. August 1918 – Die bayerische Regierung spricht von der Beendigung des Krieges

München * Kronprinz Rupprecht berichtet in seinem Tagebuch von einer Besprechung mit

Ministerpräsident Otto von Dandl und dem Kriegsminister Philipp von Hellingrath, in der diese die

Überzeugung äußern, „dass es höchste Zeit ist, den Krieg zu beenden, um noch einen

einigermaßen leidlichen Frieden zu erlangen“. Kronprinz Rupprecht unterstützte diese

Auffassung. 

6. Oktober 1918 – Wenig Ängste vor der Abdankung des Kaisers

Berlin - München * Der bayerische Gesandte am Kaiserhof, Hugo Graf von Lerchenfeld, berichtet

in einem Brief an den Ministerpräsidenten Otto von Dandl:    „Wenn etwa der Frieden von der

Abdikation [= Abdankung] abhängig gemacht werden sollte, so würde der Kaiser ohne Zweifel in

den Schritt einwilligen. Selbst in den königstreuesten Kreisen der Hauptstadt wird die Abdikation

als ein unter Umständen nicht abwendbarer Schritt besprochen.“ 

12. Oktober 1918 – Im Zustande einer latenten Revolution

Berlin * Ministerpräsident Otto von Dandl trifft sich mit seinen Kollegen aus Sachsen,

Württemberg, Baden und Mecklenburg in Berlin zu einem Gedankenaustausch. Die Anwesenden

betrachten die politische Entwicklung „mit großer Sorge“. Man befinde sich sogar schon „im

Zustande einer ‚latenten Revolution‘“.       Es gibt Staatsstreichgelüste auf der extremen Rechten, 

 als „noch gefährlicher“ wird eingeschätzt, das die Unabhängige Sozialdemokratische Partei -

USPD zurzeit „außerordentliche Fortschritte“ macht.      Die

anwesenden Ministerpräsidenten erwarten allerdings die Lösung der Probleme nicht vom

eigentlich zuständigen Reichskanzler Max von Baden, sondern setzen ihre Hoffnungen auf die

Führer der Mehrheitssozialdemokratie. 
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16. Oktober 1918 – Keine Hindernisse für eine fortschrittliche bayerische Verfassung

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Otto von Dandl legt in der Abgeordnetenkammer in

seiner Programmrede dar, dass die Regierung und der König einer fortschrittlichen Entwicklung

der bayerischen Verfassung keine Hindernisse in den Weg legen wollen. Der

Fraktionsvorsitzende des Zentrums, Heinrich Held, unterstützt die Reformen, wenn sie die

Monarchie erhalten und stärken. Auf die Anliegen der Beamtenschaft vom 5. Oktober geht der

Ministerpräsident mit keinem Wort ein. 

29. Oktober 1918 – Soll das Kaisertum überhaupt gerettet werden ?

München * Im Falle einer Thronentsagung des Kaisers wollen die Wittelsbacher den neuen

Regenten im Königreich Preußen nicht automatisch als Verweser des Reiches anerkennen.   

Ministerpräsident Otto von Dandl informiert den bayerischen Gesandten am Kaiserhof, Hugo Graf

von Lerchenfeld, von Überlegungen, „ob das Kaisertum überhaupt gerettet werden soll”, da ein

„preußischer Prinz, der eine geeignete Persönlichkeit zur Führung der Regentschaft im Reiche

wäre, nicht vorhanden ist”. Wenn, dann müsste „ein Regent präsentiert werden, der dem ganzen

deutschen Volk, auch außerhalb Preußens sympathisch“ ist. 

29. Oktober 1918 – Die Aussprache über die politische Lage wird abgesetzt

München-Kreuzviertel * Im letzten Augenblick wird in der Bayerischen Abgeordnetenkammer die

Aussprache über die politische Lage und die Rede des Ministerpräsidenten Otto von Dandl von

der Tagesordnung abgesetzt und auf die folgende Woche verschoben.     Man erwartet, dass

König Ludwig III. das bisherige Ministerium auflösen wird, um so die Volksvertretung unmittelbar

an der Regierung beteiligen zu können.

31. Oktober 1918 – Keiner will dem Kaiser die Abdankungs-Nachricht überbringen

Berlin * Statt endlich den Pflichten seines Amtes als Reichskanzler nachzukommen und den

Kaiser über den Ernst der Lage genau und umfassend zu informieren, versucht Prinz Max von

Baden diese Aufgabe zu delegieren. Er selbst will es dem Kaiser keinesfalls sagen, da er sich als

badischer Thronfolger und deutscher Fürst nicht dazu berufen fühlt. Viel lieber möchte der

Reichskanzler dazu Großherzog Ernst Ludwig von Hessen gemeinsam mit Hugo Graf von

Lerchenfeld, der mit einem Mandat des bayerischen Königs Ludwig III. ausgestattet werden soll,
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in das OHL-Hauptquartier nach Spa zu Kaiser Wilhelm II. schicken.    Doch sowohl der

Großherzog als auch der bayerische Gesandte am Kaiserhof erteilen dem Reichskanzler eine

Abfuhr. Bei Großherzog Ernst Ludwig sind es nicht überlieferte persönliche Gründe. Graf

Lerchenfeld wird dagegen vom Ministerpräsident Otto von Dandl zurückgepfiffen, weil      

„Rücksichten auf monarchische Empfindungen“ gegen diese Aktion sprechen und   es im Falle

einer Ablehnung des königlichen Rates zu „bedenklichen Folgen“ für die künftigen Beziehungen

der beiden Länder kommen könnte.   Im Übrigen ist aus bayerischer Sicht allein der

Reichskanzler zu dieser Aufgabe berufen und sogar verpflichtet, „die Initiative zu ergreifen“.     

Reichskanzler Max von Baden nimmt daraufhin den preußischen Innenminister Bill Drews in die

Pflicht als Beamter und schickt ihn als Vorbote nach Spa. Auch Prinz August Wilhelm von

Preußen und Prinz Friedrich Karl von Hessen-Kassel lassen den Reichskanzler im Regen stehen,

sodass das ganze Unternehmen kläglich scheitern wird. 

2. November 1918 – Die Bayerische Regierung legt ihre Ämter nieder

München-Kreuzviertel * Die bayerischen Minister der Staatskrone legen ihre Ämter nieder,

nachdem ihnen König Ludwig III. die Auflösung der Regierung Dandl nahe gelegt hatte.   

Ex-Ministerpräsident Otto von Dandl wird mit der Neubildung der Regierung unter Einbeziehung

des Landtags beauftragt. Die zurückgetretenen Minister führen ihre Ämter bis zur geplanten

Neubildung der Regierung kommissarisch aus. 

4. November 1918 – Der Königliche Staatsrat kommt zu seiner letzten Sitzung zusammen

München-Graggenau * Der Königliche Staatsrat kommt zusammen, um über den Fortgang der

Verfassungsreform zu beraten. König Ludwig III. ist - wie seine Berater - der Auffassung, dass

den demokratischen Parteien Zugeständnisse gemacht werden müssen, weil alleine damit in

dieser Situation dem Staatswohl und der Monarchie gedient werden könne.        Innenminister Dr.

Friedrich von Brettreich will etwaige Bedenken gegen die Notwendigkeit einer

Parlamentarisierung „unter der Wucht der Ereignisse“ zurückgestellt wissen, da die Wellen einer

revolutionären Bewegung jetzt auch auf Bayern übergegriffen hätten.    Ministerpräsident Otto

von Dandl will den demokratischen Parteien so weitgehende Zugeständnisse machen, weil in

dieser Situation nur so dem Staatswohl und der Monarchie geholfen werden kann.      

Vordringlich sei es jetzt,        dass unter dem Volk kein Zwiespalt herrsche und    die öffentliche

Ruhe aufrecht erhalten werde.       In der letzten von König Ludwig III. geleiteten

Staatsratssitzung zieht der Monarch ein denkwürdiges politisches Resümee:   „Wenn der Krieg

ein so schlechtes Ende genommen hat, so können wir in Bayern unseren Schild hochhalten; er ist
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fleckenlos. Bayerns Heer hat sich ruhmreich geschlagen, Bayern trägt keine Schuld.  Schuld trägt

die unglückselige Politik, die schon vor dem Krieg seitens der Reichsleitung geführt worden ist,

und noch mehr die Oberste Heeresleitung, die keinen Maßstab hatte für die Grenzen der eigenen

Kräfte. […]     Nach mehr als vierjährigen unerhörten Leistungen und Opfern stehen wir vor einer

Niederlage Deutschlands, die es seit Napoleon nicht mehr erlebt hat. Wir müssen Frieden

schließen und zwar unter schlechten Bedingungen.“ 

6. November 1918 – Kriegsminister Hellingrath und Erhard Auer beruhigen die Minister

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag trifft sich das ausscheidende Kabinett mit dem neuen

Reform-Kabinett unter dem Vorsitz des Ministerpräsidenten Otto von Dandl. Das eine Kabinett ist

nicht mehr handlungsfähig, das andere wird seine Aufgabe erst am 8. November übernehmen.

Sorgenvoll blicken sie auf die Massenkundgebung von USPD und MSPD auf der Theresienwiese

am nächsten Tag. Man überlegt sogar, Kurt Eisner vorsorglich verhaften zu lassen. 

Kriegsminister Philipp von Hellingrath erklärt: „Es gibt unruhige und unzuverlässige Elemente

auch in der bayerischen Armee, aber, meine Herren, Sie können ganz beruhigt sein. Die Armee

als Ganzes ist noch fest in unserer Hand. Es wird nichts passieren.“  Der Vorsitzende der

bayerischen Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer, erklärt: „Reden Sie doch nicht immer von

Eisner. Eisner ist erledigt. Sie dürfen sich darauf verlassen. Wir haben unsere Leute in der Hand.

Ich gehe selbst mit im Zug. Es geschieht gar nichts.“   Dennoch trifft die Regierung Vorkehrungen

für den Fall von Gewaltanwendung. Die stationierten Truppen werden in Alarmbereitschaft

versetzt und mit Gewehren und Tränengas bewaffnet. 

7. November 1918 – Das Beratungsergebnis des Ministerrats wird dem König mitgeteilt

München-Graggenau * Ministerpräsident Otto von Dandl und Innenminister Dr. Friedrich von

Brettreich überbringen das Ergebnis der Beratungen des Ministerrats an König Ludwig III., der

sich damit „ohne Weiteres einverstanden“ erklärt. „Wir müssen fort - und zwar gleich“, sagt der

König zu seiner anwesenden Familie. Für Dandl heißt das freilich, dass sich lediglich die

königliche Familie auf den Weg ins vorläufige Exil machen darf. Die „Damen“ und „Jungfrauen“

müssen bleiben.    Als sich die erste Hektik gelegt hat, zaudert der König mit seinem Schicksal.

Hat man ihm doch nach der Rückkehr vom Englischen Garten in die Residenz noch versichert,

dass man die Lage voll im Griff habe. Als aber die ersten Demonstranten vor der Residenz

aufziehen, sagt man dem König, man kann für seine Sicherheit nicht mehr garantieren; es

empfehle sich, die Stadt möglichst schnell und unauffällig zu verlassen.    „Dass man mich gar

nicht über die Lage unterrichtet hat!“, klagt er, „hab‘ ich denn niemand, der sich um mich hätte
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annehmen können?“. 

7. November 1918 – Der Königliche Staatsrat drängt den König zur Flucht

München-Maxvorstadt * Um 19 Uhr erklärt Kriegsminister Philipp von Hellingrath, er sei machtlos,

da ihm in der Stadt keine Truppen mehr zur Verfügung stehen. Er will noch versuchen, mit

Truppen außerhalb Münchens in Verbindung zu treten.     Ihr Fazit lautet: „Da nach den

vorliegenden polizeilichen Meldungen damit gerechnet werden muss, dass die Revolutionäre in

der Nacht außer den Ministerien auch die Residenz besetzen und den König sowie die kranke

Königin behelligen und versuchen werden, den ersteren zur Abdankung zu zwingen, sind alle

Minister der Ansicht, dass der König mit seiner nächsten Familie vorerst bis zur Klärung der Lage

München verlasse.“    Ministerpräsident Otto von Dandl und Innenminister Dr. Friedrich von

Brettreich überbringen den Rat an König Ludwig III.. Dieser erklärt sich damit „ohne Weiteres

einverstanden“.

8. November 1918 – Für die Niederschlagung der Revolution ist es zu spät

München * Gegen Mittag ruft Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich die den

Ministerpräsidenten Otto von Dandl und den Kultusminister Dr. Eugen Ritter von Knilling sowie

den bayerischen MSPD-Vorsitzenden Erhard Auer zu sich.    Bei der Besprechung setzt Auer die

Herren von den bevorstehenden Verhandlungen über die Bildung einer neuen Regierung für den

Freien Volksstaat Bayern, die vermutlich zum Ziele führen werden. Für die Niederschlagung der

Revolution durch die derzeitige Regierung ist es zu spät. 

10. November 1918 – Die Suche nach dem geflüchteten König

München - Schloss Wildenwart * Ex-Ministerpräsident Otto von Dandl verlässt gemeinsam mit

dem Ex-Staatsrat für militärische Angelegenheiten, Maximilian von Speidel, und einer

vierköpfigen Eskorte der Revolutionsregierung die Landeshauptstadt. Sie sollen mit dem

abgesetzten König Ludwig III. über die Lösung des Beamten- und Offiziersdiensteides

verhandeln.    In der vorbereiteten Erklärung, die der König unterschreiben soll, heißt es: „Die

neuen Zeiten veranlassen mich, für meine Person und alle Familienmitglieder des Hauses

Wittelsbach dem Throne und allen dynastischen Ansprüchen zu entsagen. Ich verpflichte mich, in

meinem und meiner Familie Namen, nichts zu unternehmen, was die friedliche und gedeihliche

Entwicklung des jungen Volksstaates stören könnte.“    Die Delegation trifft den Ex-König aber
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nicht mehr an, da er Schloss Wildenwart bereits in Richtung Anif bei Salzburg verlassen hat. 

12. November 1918 – Eine Rücktrittserklärung ohne das Wort Abdankung

Schloss Anif * In der Nacht vom 12. zum 13. November treffen sich der ehemalige

Ministerpräsident Otto von Dandl und der Noch-Monarch Ludwig III. in Schloss Anif.       Sie

erarbeiten eine Rücktrittserklärung, bei der das Wort Abdankung vermieden wird, aber der König

dennoch auf die Herrschergewalt in Bayern verzichtet.    Andererseits wird weder der Anspruch

des Hauses Wittelsbach auf die Krone aufrecht erhalten, noch die Beibehaltung der

monarchischen Staatsform reklamiert.      Mit dieser Erklärung können beide Seiten letztlich sehr

gut leben. 

13. November 1918 – Verfahrensweise für alle Veröffentlichungen

München * Nach einem Aufruf des Münchner Soldatenrats betont die Regierung, „dass  alle

Veröffentlichungen, die von den frei gewählten Körperschaften [ausgehen], einstweilen vom

Ministerpräsidenten oder einem der Fachminister unterzeichnet sein“ müssen. Ohne diese

Zeichnung sind sie unzulässig und werden unterdrückt. Die Regierung will von den Räten

unabhängig sein und lässt eine Konkurrenz der Räte bei der Ausübung der Staatsgewalt nicht

zu. 

14. November 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner will ein neues Beamtenrecht

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner fordert die Schaffung eines neuen

Beamtenrechts und macht sich für die Möglichkeit der Entlassung unfähiger und unwilliger

Beamter stark.

15. November 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner und der Föderalimus

München * In dem von Ministerpräsident Kurt Eisner ausgearbeiteten Regierungsprogramm findet

sich die föderalistische Forderung, „dass die Selbstbestimmung Bayerns innerhalb des Ganzen

erhalten und gesichert werden muss“. Er will damit erreichen:    die Bildung einer

Staatenvereinigung [die Vereinigten Staaten von Deutschland], der auch Deutsch-Österreich

angehören soll.  Unabdingbar ist dafür die Neugliederung des Deutschen Reichs, damit die
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Vorherrschaft eines einzelnen Staates ausgeschlossen wird.  Die Freiheit und die

Selbstständigkeit Bayerns dürfen dabei nicht angetastet werden. 

18. November 1918 – Eine bayerische Kommission will verursachte Kriegsschäden untersuchen

München - Bern * Ministerpräsident Kurt Eisner bittet den bayerischen Gesandten in Bern, Prof.

Dr. Friedrich Wilhelm Foerster, der Entente ein Schreiben zukommen zu lassen, das einer

bayerischen Kommission erlaubt, die in Belgien und Nordfrankreich durch deutsche Truppen

verursachten Kriegsschäden zu untersuchen. 

22. November 1918 – Nuntius Eugenio Pacelli flieht nach Rorschach in der Schweiz

München - Rorschach * Auf Anraten von Erzbischof Michael von Faulhaber siedelt Nuntius

Eugenio Pacelli wegen der revolutionären Vorgänge in München in das Institut Stella Maris nach

Rorschach in der Schweiz am Bodensee über.     Pacelli will mit allen Mitteln der

Kontaktaufnahme der bayerischen Regierungsvertreter entgehen, da sonst der Eindruck

entstehen könnte, dass der Heilige Stuhl die Revolutionsregierung anerkannt habe. Als offiziellen

Grund gibt er allerdings gesundheitliche Probleme an, die er auskurieren wolle. Es ist aber wohl

eher die Flucht vor der Auseinandersetzung mit der neuen bayerischen Regierung um

Ministerpräsident Kurt Eisner. Die diplomatischen Beziehungen zwischen der Nuntiatur und der

bayerischen Regierung sind damit auf Eis gelegt.    Die Berichterstattung über die revolutionären

Vorgänge an Kardinalsstaatssekretär Pietro Gasparri werden von Eugenio Pacellis Uditore [=

rechte Hand des Nuntius] Lorenzo Schioppa übernommen. Freilich in dem durch Pacelli

vorgegebenen Rahmen. 

23. November 1918 – Kurt Eisner sucht Beweise für die deutsche Kriegsschuld

München - Berlin * Kurt Eisner und Felix Fechenbach reisen bereits zwei Tage vor der

Ministerpräsidenten-Konferenz am 25. November mit dem Zug nach Berlin, um dort Aktenstudium

zu Fragen der deutschen Kriegsschuld zu betreiben. In seinem Gepäck befindet sich eine Mappe

mit offiziellen Dokumenten, den Berichten der bayerischen Gesandtschaft in Berlin während der

Monate Juli und August 1914.  Nach Durchsicht der ihm zugänglichen diplomatischen Unterlagen

glaubt Eisner die Beweise gefunden zu haben, dass die deutsche Regierung Österreich geradezu

in den Krieg gegen Serbien hinein getrieben hat. Und zwar in der Absicht, einen europäischen

Krieg zu entfachen.  Außerdem geht daraus beispielsweise hervor, dass deutsche und
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bayerische Beamte nach dem Attentat von Sarajevo bestens informiert waren, aber Ende Juli

1914 nichts gegen „Wiens gefährliches Spiel“ unternommen haben. 

25. November 1918 – Die Beschlüsse der Ministerpräsidenten-Konferenz

Berlin * Die Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin, auch Reichskonferenz der deutschen

Bundesstaaten genannt, stimmt letztlich nur       der Einberufung der konstituierenden

Nationalversammlung,   der Aufrechterhaltung der Einheit Deutschlands und   der schnellen

Herbeiführung eines Präliminarfriedens [= Vorfrieden oder vorläufiger Frieden] mit großer

Mehrheit zu.     Bis die konstituierende Nationalversammlung zusammen tritt, werden die Arbeiter-

und Soldatenräte als Repräsentanten des Volkswillens angesehen. 

25. November 1918 – Kurt Eisner wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen angegriffen

Berlin * Auf der Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin wird der bayerische Ministerpräsident von

nahezu allen Seiten wegen seiner Kriegsschuld-Veröffentlichungen und dem daraus

resultierenden eigenmächtigem Handeln massiv angegriffen.  Kurt Eisner verlangt daraufhin von

Reichskanzler Friedrich Ebert die Entlassung des Leiters des Auswärtigen Amtes, Wilhelm Solf

und den Vorsitzenden der Waffenstillstands-Kommission Matthias Erzberger. Die Genannten

rechnet Eisner aufgrund ihres Verhaltens und ihrer Äußerungen dem alten kriegsverherrlichenden

und militaristischen System zu. Sie sollen durch unbescholtene USPD- und SPD-Politiker ersetzt

werden.  Eisners konstruktive Begründung lautet: „Deutschland braucht ein provisorisches

Präsidium, das an die Stelle des halb aufgelösten Bundesrats zu treten hat und aus neuen,

unbelasteten Männern bestehen muss. Dieses Präsidium muss die Aufgabe haben, alle

Verhandlungen mit der Entente zu führen.“  Der bayerische Ministerpräsident möchte,    dass die

neue deutsche internationale Politik von Personen präsentiert wird, die auch das neue deutsche

politische System verkörpern und  dass die Friedensgespräche nicht alleine von der

Reichsregierung, sondern unter maßgeblicher Beteiligung der Länder geführt werden. 

25. November 1918 – Kurt Eisner will Karl Liebknecht von seiner Friedensinitiative überzeugen

Berlin * Unmittelbar vor der Ministerpräsidenten-Konferenz trifft sich Kurt Eisner mit dem Führer

des Spartakusbundes, Karl Liebknecht, in Berlin, um ihn zur Unterstützung seiner

Friedensinitiative gegenüber den Alliierten zu überzeugen.  Liebknecht lehnt das Ansinnen ab, da

er weder im Inland noch im Ausland mit Kapitalisten verhandeln will. Für die Spartakisten kommt
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die Einführung des Sozialismus erst dann in Frage, wenn alle Strukturen des ehemaligen

Obrigkeitsstaates restlos zerstört sind.

25. November 1918 – Enttäuscht fährt Kurt Eisner nach München zurück

Berlin - München * Bayerns Ministerpräsident Kurt Eisner reist enttäuscht am Abend des 25.

November zurück nach München. Er hat sich mit keiner seiner Forderungen durchsetzen

können. 

27. November 1918 – Kurt Eisners Vorschläge für ein provisorisches Reichspräsidium

München - Berlin * In einem Telegramm an den bayerischen Gesandten in Berlin, Dr. Friedrich

Muckle, übermittelt Kurt Eisner seinen Besetzungsvorschlag für das von ihm auf der

Ministerpräsidenten-Konferenz vorgeschlagene provisorische Reichspräsidium.  Darin schlägt er -

neben sich selber - vor: die Mitglieder im Rat der Volksbeauftragten Hugo Haase, Wilhelm

Dittmann, Karl Kautsky [alle USPD] und den parteilosen Diplomaten Johann Wilhelm Muehlon.

Keiner der Vorgeschlagenen gehört der MSPD an. Der Sitz des Gremiums soll in München sein. 

28. November 1918 – Ministerpräsident Eisner will das alte System abschaffen

München * Gegenüber den Münchner Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten äußerte sich Kurt

Eisner so: „Ich kam nach Berlin als Vertreter Bayerns und sah da zu meiner großen

Überraschung, dass in Berlin die Konter-Revolution nicht droht, sondern dass sie ruhig regiert.

Die Konter-Revolution regiert in Berlin ganz gemütlich, als ob nichts geschehen wäre. […]   Wir

können nicht mit dem alten System weiterarbeiten. […] Was im Auswärtigen Amt sitzt, ob es nun

alldeutsch ist, oder ob es […] für den Verständigungsfrieden gewirkt hat, das ist ganz gleich,

diese Herren sind Vertreter des alten Systems und in ihren Händen ist noch der gesamte Apparat

der öffentlichen Meinung, der Presse des In- und Auslandes. Der funktioniert noch genauso wie

während des Krieges.“ 

30. November 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner: Gegen Zentralismus, für Föderalismus

München * Ministerpräsident Kurt Eisner äußert sich vor den Soldatenräten für einen

föderalistischen Staatsaufbau:  „Meine Haltung hinsichtlich des Verhältnisses von Bayern zum
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Reiche ist ganz klar, nie geändert: Ich bin gegen den Zentralismus in der auswärtigen Politik, in

der inneren Politik, in der Parteipolitik, so lange ich lebe. Ich will die innere Kraft der Glieder, ob

es sich nun um ein Parteiwesen handelt oder ob es sich um einen Staat handelt, das ist das

selbe.“ 

7. Dezember 1918 – Ministerpräsident Eisner erklärt Auers Rücktritt für nichtig

München * Der MSPD-Innenminister Erhard Auer wird kurz nach Mitternacht von ungefähr 300

Demonstranten in seiner Wohnung „überfallen“. Sie holen ihn aus dem Bett und erzwingen von

ihm mit vorgehaltenem Gewehr seinen Rücktritt. Erhard Auer äußert sich daraufhin: „Der Gewalt

weichend erkläre ich [..], dass ich das Amt des Ministers des Inneren niederlege.“  In der

Zwischenzeit ist Ministerpräsident Kurt Eisner in Auers Wohnung geeilt. In seinem ehrlichen

Bemühen, Gesetz und Ordnung des Freistaats aufrecht zu erhalten, weist er die Demonstranten

auf das Falschsein ihrer Gewalthandlungen hin und wird dafür begeistert gefeiert. Er entgegnet

den Angreifern: Ihr Handeln sei „sicherlich gut gemeint und […] sicherlich aus Liebe zu mir

geschehen, aber es war nicht gut“.  Eisner und Auer sind sich einig, dass das Rücktrittsgesuch

öffentlich widerrufen werden soll. Ministerpräsident Kurt Eisner nimmt Auers Rücktritt nicht an und

erklärt die „erpresste Erklärung“ für nichtig. Gegen vier Uhr früh ist die Angelegenheit erledigt und

die Ruhe in der Stadt wieder eingekehrt. 

13. Dezember 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner, das Parlament und die Räte

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner konkretisiert auf der zweiten Sitzung des

Provisorischen Nationalrats sein Konzept über die Zusammenarbeit von Parlament und den

Räten. Dabei stellt er heraus: „Jeder, der arbeitet, also auch jede Organisation von Arbeitenden,

soll nicht nur die persönlichen und beruflich-wirtschaftlichen Interessen vertreten, nicht nur die

Standes- und Gewerbsinteressen, sondern sie soll die gesamte Arbeit eines bestimmten Berufs

in den Dienst der Demokratie stellen.“    Die „produktive Demokratie“ soll im Gegensatz zur

„formalen staatsrechtlichen Demokratie“ nicht nur das „Recht gleicher Teilnahme“, sondern die

„Pflicht gleicher Mitarbeit“, also die „lebendige Teilnahme aller Glieder des Volkes an der

Gesamtheit der Nation“, beinhalten.    „Die Nationalversammlung muss die oberste, souveräne,

gesetzgebende Körperschaft sein, sonst wäre sie ja kein Parlament, kein demokratisches

Parlament. Die künftige Nationalversammlung ist die Gesetzgeberin, die souveräne

Gesetzgeberin, aber in den Räten liegt die moralische Kraft der Massen. Von hier aus soll der

lebendige Geist der Demokratie und des Sozialismus hinüber strömen in das Parlament der

Abgeordneten.“ 
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27. Dezember 1918 – Neuanfang auf föderaler Grundlage

Stuttgart * In Stuttgart beginnt eine gemeinsame Sitzung der süddeutschen Staaten. An dem

Stuttgarter Ländertreffen nehmen teil:    Kurt Eisner, der Ministerpräsident von Bayern,  Anton

Geiß, der Ministerpräsident von Baden,  Wilhelm Blos, der Ministerpräsident von Württemberg

und  Carl Ulrich, der Ministerpräsident von Hessen.    Die Initiative zu diesem Treffen ging vom

badischen Ministerpräsidenten Anton Geiß aus, der als Ziel der Konferenz die Abstimmung über

das weitere Vorgehen auf dem Gebiet der Lebensmittelversorgung sieht. Kurt Eisner lässt die

aktuellen Verfassungsfragen und den künftigen Friedensschluss in die Tagesordnung

aufnehmen, um auch hier eine gemeinsame Strategie und gemeinsame süddeutsche Interessen

zu entwickeln.   Der bayerische Ministerpräsident legt dazu ein Papier zur Beschlussfassung vor:

„Die […] Vertreter der revolutionären Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden und Hessen

erklären es für ihre Überzeugung, dass die künftige Gestaltung der Einheit des Deutschen Reichs

durch Vertrag der Einzelstaaten zustande kommen muss. Um diese Neubildung zu erleichtern

und zu fördern, beschließen die Vertreter der genannten süddeutschen Staaten, zunächst sich

zur Wahrung ihrer politischen, wirtschaftlichen und sozialen Interessen zu verbinden.“   Eisner

schwebt ein Süddeutscher Bund unter Aufnahme von Deutsch-Österreich vor, der das

Übergewicht Norddeutschlands aufheben würde, möglicherweise sogar die Führung bei der

Neubildung des Deutschen Reiches beanspruchen könnte. Aus seiner Sicht ist das Deutsche

Reich durch die Revolution untergegangen und muss daher völlig neu gegründet werden. Dazu

muss ein neuer Staatsvertrag geschlossen werden.    Bayerns Ministerpräsident will den

preußischen Zentralismus vom Süden her - gegen Preußen und Berlin - reformieren.  Er will

einen Separatfrieden schließen zwischen dem Süddeutschen Bund - unter Einschluss

Deutsch-Österreichs - und den Entente-Mächten, dem dann alle deutschen Einzelstaaten

beitreten könnten.    Der Vorschlag Eisner, insbesondere die Infragestellung des Reichs, wird

allgemein abgelehnt. Zu unterschiedlich sind die Interessen und Standpunkte. Das bayerische

Positionspapier kommt nicht einmal zur Abstimmung.  Kurt Eisner, der den kompromisslosen

Neuanfang wollte, ist damit gescheitert. Nicht einmal seine Begleiter, Innenminister Erhard Auer

und Ministerialrat Josef von Graßmann, haben ihn unterstützt. 

28. Dezember 1918 – Die Ziele der Konferenz der Süddeutschen Staaten

Stuttgart * Die noch anwesenden Ministerpräsidenten Anton Geiß aus Baden, Wilhelm Blos aus

Württemberg und Carl Ulrich aus Hessen verhandeln mit den bayerischen Innenminister Erhard

Auer weiter. Die Konferenz beschließt,       dass das Deutsche Reich in seiner gegenwärtigen

Form erhalten bleibt,   dass separatistische Bestrebungen ausdrücklich abgelehnt werden,   dass

das Deutsche Reich auf föderalistischer Grundlage aufgebaut,   dass eine aktionsfähige
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Regierung und Nationalversammlung gewählt und   dass ein schneller Frieden angestrebt wird.    

 Zur Umsetzung der Ziele beschließt man       die Bildung einer Süddeutschen Kommission,   eine

Blockbildung bei zukünftigen Ministerpräsidenten-Konferenzen und   den gemeinsamen Einkauf

von Lebensmitteln im Ausland.      Über den weiteren Umgang mit und über die künftige Rolle der

Hegemonialmacht Preußen werden keine Positionen entwickelt. Man ist nur einig, dass Preußen

in seiner bisherigen Form nicht weiter bestehen kann. Forderungen nach Zerschlagung Preußens

werden nicht gestellt.    Die beschlossene Süddeutsche Konferenz wird nie zusammen treten. 

30. Dezember 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner lehnt die Bürgerwehr ab

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner lehnt im Provisorischen Nationalrat die

Bildung einer Bürgerwehr ab. Er drückt sein Bedauern darüber aus, dass Innenminister Erhard

Auer [MSPD] und Justizminister Johannes Timm [MSPD] als Regierungsmitglieder „unter irrigen

Voraussetzungen“ einen Aufruf zur Gründung einer solchen Einrichtung unterzeichnet haben.   

Nachdem Innenminister Erhard Auer von Ernst Toller mit Vorwürfen zur Gründung

einer Bürgerwehr konfrontiert wird, erklärt dieser, dass er weder über die Ziele noch über die

Truppenstärke informiert war und nur die ordnungsgemäße Durchführung der Wahl sicherstellen

wollte. Unter den gegebenen Umständen ziehen er und Minister Johannes Timm ihre

Unterschriften unter dem Aufruf zurück.    Auer bietet seinen Rücktritt vom Ministeramt an. Das

lehnt Ministerpräsident Kurt Eisner ab. Einen Erhard Auer außerhalb der Regierung erscheint ihm

noch gefährlicher als einen Minister Auer. 

24. Januar 1919 – Diskussion um den Entwurf einer Reichsverfassung

München - Berlin * Der bayerische Ministerpräsident Kurt Eisner reist in Begleitung seines

Finanzministers Dr. Edgar Jaffé nach Berlin, um dort über den Entwurf einer Reichsverfassung zu

diskutieren und zu beraten. 

4. Februar 1919 – Anfrage zur Regierungsbeteiligung an die USPD

Berlin * Die SPD-Fraktion diskutiert über eine mögliche Regierungsbeteiligung der USPD.    Man

beschließt eine Anfrage, ob die Unabhängigen „auf der Grundlage des Bekenntnisses zur

parlamentarischen Demokratie, d.h. zu einer Staatsform, die in jeder Beziehung durch den Willen

der Mehrheit des Volkes bestimmt wird, mithin unter Ausschaltung jeder Putschtaktik“ in die

„Regierungsmehrheit“ eintreten will.    Das Amt des Reichspräsidenten will Friedrich Ebert
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übernehmen, Philipp Scheidemann soll Reichskanzler werden.&nbsp;

12. Februar 1919 – Reichspräsident Ebert ernennt die neue Reichsregierung

Weimar * Reichspräsident Friedrich Ebert setzt das neue Reichsministerium ein. Die

Reichsregierung wird auch als Weimarer Koalition bezeichnet. Sie besteht aus SPD, Zentrum und

Deutsche Demokratische Partei - DDP. Das Kabinett Scheidemann setzt sich zusammen

aus:&nbsp;       Philipp Scheidemann, Reichsministerpräsident, SPD;   Otto Landsberg,

Justizminister, SPD;   Gustav Noske, Reichswehrminister, SPD;   Rudolf Wissell,

Wirtschaftsminister, SPD;   Robert Schmidt, Reichsernährungsminister, SPD;   Gustav Bauer,

Reichsarbeitsminister, SPD;   Eduard David, Minister ohne Geschäftsbereich, SPD;   Eugen

Schiffer, stellvertretender Ministerpräsident und Finanzminister, DDP;   Hugo Preuß,

Innenminister, DDP;   Georg Gothein, Reichsschatzminister und Minister ohne Geschäftsbereich,

DDP;   Johannes Bell, Verkehrsminister und Reichsminister für Kolonien, Zentrum;   Johannes

Giesberts, Reichspostminister, Zentrum;   Matthias Erzberger, Minister ohne Geschäftsbereich,

Zentrum;   Ulrich Graf von Brockdorff-Rantzau, Auswärtiges Amt, Parteilos.&nbsp;      Die

Aufgabe des Rates der Volksbeauftragten ist damit erfüllt.&nbsp;

13. Februar 1919 – Reichskanzler Philipp Scheidemann stellt das Regierungsprogramm vor

Weimar * Reichsministerpräsident Philipp Scheidemann stellt das Arbeitsprogramm der neuen

Reichsregierung vor. Es beinhaltet:&nbsp;       den sofortigen Friedensschluss,   die

Demokratisierung der Verwaltung,   die Schaffung eines demokratischen Volksheeres,   die

öffentliche Kontrolle privatmonopolistischer Wirtschaftszweige,   die Sozialisierung der Bergwerke

und der Energiebetriebe,   die verschärfte Erfassung der Kriegsgewinne und   soziale

Verbesserungen.&nbsp;

15. Februar 1919 – Die Ministerkrise wird für beendet erklärt

München-Ludwigsvorstadt * Die Ministerkrise, die Albert Roßhaupter durch seinen Aufruf an die

wehrfähigen Männer zum Eintritt in den „Volksheimatschutz“ ausgelöst hat, ist beendet.

Ministerpräsident&nbsp;Kurt Eisner gibt gegenüber dem Kongress der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte&nbsp;eine entsprechende Erklärung ab.&nbsp;
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15. Februar 1919 – USPD-Kritik am Regierungsprogramm

Weimar * In seiner Stellungnahme zum Programm der Regierung Scheidemann erklärt Hugo

Haase [USPD]: „Was diesem Programm fehlt, das ist auch der kleinste Tropfen sozialistischen

Öles“. 

21. Februar 1919 – Ein Trauergeläut für den ermordeten Ministerpräsidenten

München * Die Geistlichen werden gezwungen, in den Mittagsstunden der folgenden Tage

ein Trauergeläut für den ermordeten Ministerpräsidenten abzuhalten. 

21. Februar 1919 – Ein Stimmungsumschwung gegenüber der Person Kurt Eisners

München * In der Bevölkerung tritt ein jäher Stimmungsumschwung gegenüber der Person Kurt

Eisners ein. Eisner, der noch wenige Tage vor seiner Ermordung bespöttelt und als politisch

gescheitert betrachtet wurde, ist nun auf einmal der „Märtyrer der Revolution“.      Die erstaunliche

Sympathie und Popularität, die der tote Ministerpräsident trotz aller vorausgegangenen

Auseinandersetzungen um seine Person und seine Politik genießt, gründet vor allem darauf, dass

man seine Ermordung als reaktionäres Komplott aufgefasst. Dem Toten wird in diesen Tagen

als „Integrationsfigur des Proletariats“ eine fast kultische Verehrung entgegengebracht.   

Tausende von Münchnern besuchen den Schauplatz des Mordes. Noch an seinem Todestag wird

an der Stelle, an der Kurt Eisner tödlich zusammengebrochen ist, ein Totenmal errichtet, in

dessen Zentrum ein überlebensgroßes, von einem Trauerkranz gerahmtes und auf einer

Gewehrpyramide befestigtes Fotoporträt Kurt Eisners imaginäre Gegenwart symbolisiert. Dieser

provisorische Epitaph entwickelt sich zu einem von Soldaten bewachten sakralen Bezirk. Die

darin niedergelegten Blumengebinde und Kränze verstärken den Eindruck eines grabähnlichen

Erinnerungsmales. Es besteht in dieser Form bis zum April.    In seinem Roman „Wir sind

Gefangene“ beschreibt Oskar Maria Graf auch die Ereignisse in der Nähe des Attentatortes: „Alle

Menschen liefen mit verstörten Gesichtern stadteinwärts. Je weiter ich kam, desto aufgeregter

wurde die dumpfe Hast. Vor dem Landtag ballte sich ein schwarzer Menschenknäuel, Soldaten

und bewaffnete Zivilisten waren darunter. Ich stürmte weiter [...] an den Mordplatz. Da hatten sich

Hunderte schweigend um die mit Sägspänen bedeckten Blutspuren Eisners zu einem Kreis

gestaut.    Fast niemand sagte ein lautes Wort, Frauen weinten leise und auch Männer. Etliche

Soldaten traten in die Mitte und errichteten eine Gewehrpyramide. Viele legten Blumen auf den

Platz, immer mehr und mehr.“ 
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21. Februar 1919 – Das Attentat auf Erhard Auer (SPD)

München-Kreuzviertel * Als sich der Landtag gegen 11 Uhr wieder versammelt, ergreift Erhard

Auer das Wort zu einer Gedenkrede:     „Damen und Herren!  Der provisorische Ministerpräsident

Kurt Eisner hat soeben durch Mörderhand den Tod gefunden. [...] Die Tat wurde von ruchloser

Hand in feiger Weise verübt [...]. Diese Handlung muss bei jedem anständigen Menschen tiefsten

Abscheu hervorrufen. [...]  Wir beklagen in dem Ermordeten den Führer der Revolution in Bayern

und zugleich den vom reinsten Idealismus und von treuer Sorge für das Proletariat erfüllten

Menschen.    Auf diesem Weg kann und darf nicht fortgefahren werden, wenn nicht vollkommene

Anarchie eintreten soll. Angesichts dieser wahnsinnigen Mordtat, gegen deren Urheber mit

rücksichtsloser Strenge vorgegangen wird, gilt es nunmehr, die Besonnenheit zu wahren und alle

Kräfte zusammenzufassen, um die ungeheuere Aufgabe der nächsten Zeit so zu lösen, wie es

das Interesse des gesamten bayerischen Volkes erfordert.“    Auer hatte seine Rede gerade

beendet, da stürzt ein schnauzbärtiger junger Mann, bekleidet mit einem grauen Mantel und Hut,

durch einen Seiteneingang in den Sitzungssaal, läuft direkt auf Auer zu, tituliert ihn mit „Du

Lump!“, zieht eine Pistole aus seinem Mantel und drückt zweimal ab. Erhard Auer sinkt - in die

Brust getroffen - zu Boden.     Der konservative Abgeordnete Major Paul Ritter von Jahreiß stellt

sich dem fliehenden Attentäter in den Weg und wird durch einen Schuss in den Hals tödlich

getroffen.    Der Täter ist der im Jahr 1887 in Kelheim geborene Metzger Alois Lindner. Er ist

Mitglied in der USPD und im Revolutionären Arbeiterrat. Lindner ist von Auers Schuld an Eisners

Ermordung überzeugt.    Inzwischen betreten weitere Mitglieder des Revolutionären

Arbeiterrats den Saal. Auch sie glauben an Auers Schuld und fordern „Rache für Eisner!“.  Es

kommt zu einer wilden Schießerei, bei der einer der Mitbegründer der Bayerischen Volkspartei -

BVP, Heinrich Osel, ums Leben kommt. In der allgemeinen Panik fliehen die übrigen

Anwesenden.    Auch Lindner gelingt die Flucht. Unterstützt durch Freunde geht er nach Ungarn.

 

21. Februar 1919 – Auch Eisners Mörder wird niedergeschossen

München-Kreuzviertel * Nicht nur Eisner, auch Anton von Arco wird unmittelbar nach seiner Tat

von einem Leibwächter Eisners niedergeschossen und dabei lebensgefährlich verletzt. Man

bringt ihn umgehend in Sicherheit, da die herbeigeeilte Menge damit droht, ihn zu lynchen. Der

damalige Direktor der Universitätsklinik Ferdinand Sauerbruch kann ihn erfolgreich operieren.    

Die Schüsse von hinten auf Kurt Eisner hat Graf Arco übrigens sein Leben lang geleugnet.

Soldaten tragen den toten Ministerpräsidenten ins Portierszimmer des Ministeriums des

Äußeren. 
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21. Februar 1919 – Ministerpräsident Kurt Eisner wird von Anron Graf Arco auf Valley ermordet

München-Kreuzviertel * Kurt Eisner verlässt an diesem föhnigen Vorfrühlingstag, kurz vor zehn

Uhr, seinen Amtssitz im Montgelas-Palais und begibt sich von dort zum Landtagsgebäude an der

Prannerstraße. In seiner Aktentasche befindet sich sein bereits unterschriebenes Schreiben vom

Rücktritt als Ministerpräsident des Freistaates Bayern. Er will dabei jedoch nicht seinen Rückzug

aus der Politik signalisieren.  Begleitet wird Eisner von seinem Sekretär Felix Fechenbach und

dem Leiter des Ministerpräsidentenbüros, Bruno Merkle. Da Eisner in den vergangenen Tagen

und Wochen mehrere Morddrohungen erhalten hatte, gehen zwei bewaffnete Ordonnanzen als

Leibwächter voraus. Angesichts der drohenden Gefahr schlagen Eisners Begleiter einen

Schleichweg zum Landtag vor. Das lehnt Eisner entschieden ab, denn: „Man kann einen

Mordanschlag auf die Dauer nicht ausweichen, und man kann mich ja nur einmal totschießen.“ 

Kurz nachdem die Gruppe um Eisner in die damalige Promenadenstraße eingebogen ist, pirscht

sich Anton Graf von Arco auf Valley an den Ministerpräsidenten heran und schießt ihm aus

kürzester Entfernung zweimal in den Hinterkopf. Im Nacken und unter dem rechten Ohr getroffen

bricht Kurt Eisner sofort tot zusammen. 

21. Februar 1919 – Viele glauben, dass Erzbischof Faulhaber hinter der Bluttat steht

München-Kreuzviertel * Als Ministerpräsident Kurt Eisner ganz in der Nähe des Erzbischöflichen

Palais von Anton Graf von Arco-Valley ermordet wird, glauben viele, dass Erzbischof Faulhaber

hinter dieser Bluttat steht. Das umso mehr, als er sich weigert, ein Trauergeläut anzuordnen.

Daraufhin stürmen die Revolutionäre die Sakristei der Frauenkirche und lassen die Glocken

ertönen.

1. März 1919 – Eine von Martin Segitz (SPD) geführte Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Nachdem am Tag zuvor beschlossen worden ist, dass die Einberufung

des Landtags auf unbestimmte Zeit verschoben wird, bestimmt der Rätekongress am Nachmittag

des 1. März die neuen Minister.         Der gemäßigte [!] Mehrheitssozialdemokrat Martin Segitz

wird Ministerpräsident und leitet zudem noch das Außen- und Innenministerium,    Ernst Niekisch

[SPD] ist zuständig für Unterricht und Kultus,     Fritz Endres [SPD] für Justiz,     Richard Scheid

[SPD] für militärische Angelegenheiten,   Joseph Simon [USPD] für Handel, Gewerbe und

Industrie,   Edgar Jaffé [USPD] für Finanzen,     Hans Unterleitner [USPD] für soziale

Angelegenheiten und   Theodor Dirr [BBB] für Land- und Forstwirtschaft.     Der parteilose

Heinrich von Frauendorfer übernimmt das Verkehrsministerium.        Nun müssen nur noch die
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betroffenen politischen Parteien ihren Mitgliedern die Annahme des Ministeramtes gestatten. 

3. März 1919 – Eine militante Rhetorik

Berlin * Anders als die Streikführer der USPD und der SPD, die die Arbeiter zum friedlichen und

gewaltfreien Protest aufriefen, sind die Aufrufe der KPD und des Parteiorgans Rote Fahne von

militanter Rhetorik geprägt. Die Rote Fahne ist davon überzeugt, dass Blut vergossen werden

muss.    „Auf zum Kampfe! Auf zum Generalstreik! Nieder mit Ebert-Scheidemann-Noske, den

Mördern, den Verrätern! Nieder mit der Nationalversammlung! Alle Macht den Arbeiterräten!“ 

17. März 1919 – Johannes Hoffmann (SPD) einstimmig zum Ministerpräsidenten gewählt

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag tritt unter erhöhten Sicherheitsmaßnahmen zu

seiner ersten Sitzung seit dem 21. Februar zusammen. Die Abgeordneten müssen nacheinander

vier Leibesvisitationen und Ausweiskontrollen über sich ergehen lassen.   Eine neue Regierung

unter dem Vorsitz des Mehrheitssozialdemokraten Johannes Hoffmann wird eingesetzt und mit

einem Ermächtigungsgesetz mit umfangreichen Vollmachten ausgestattet.   Johannes Hoffmann

wird auf der Basis des noch von Kurt Eisner vorbereiteten Vorläufigen Staatsgrundgesetzes vom

17. März 1919 zum Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern gewählt. Er wird deshalb auch als

erster parlamentarischer, also vom Vertrauen des gewählten Landtags getragener

Ministerpräsident bezeichnet. Aus diesem Grund ist - bis zum heutigen Tag -  in der Bayerischen

Staatskanzlei in der Galerie der Ministerpräsidenten kein Bild von Kurt Eisner aufgenommen

worden.   Der Landtag nimmt das vorläufige Staatsgrundgesetz des Freistaates Bayern an.

Darunter das Gesetz über die Aufhebung des bayerischen Adels. 

18. März 1919 – Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben

München-Kreuzviertel * Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben:      

Ministerpräsident Johannes Hoffmann [SPD] übernimmt das Ministerium des

Äußeren&nbsp;sowie das Ministerium für Unterricht und Kultus,   Fritz Endres [SPD] wird

Justizminister,   Martin Segitz [SPD] übernimmt das Ministerium des Inneren,   Staatsrat von

Merkel übernimmt in Vertretung das Finanzministerium,   Heinrich Ritter von Frauendorfer

[Parteilos] leitet das Verkehrsministerium,   Hans Unterleitner [USPD] steht an der Spitze des

Ministeriums für Soziale Fürsorge,   Josef Simon [USPD] übernimmt das Ministerium für Handel

und Gewerbe,   Martin Steiner [Bayerischer Bauernbund] führt das
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Landwirtschaftsministerium&nbsp;und   Ernst Schneppenhorst [SPD]&nbsp;wird Minister für

militärische Angelegenheiten.      Dem neuen Ministerrat werden besondere Vollmachten

übertragen. Nach der Regierungserklärung des neu gewählten Ministerpräsidenten vertagt sich

der Landtag wieder.&nbsp;    Ministerpräsident Johannes Hoffmann stellt in seiner

Regierungserklärung fest, dass für ihn nur ein uneingeschränkter Parlamentarismus als

Regierungsform in Frage kommt. Die Soldatenräte werden bald verschwinden, die Arbeiterräte zu

Arbeiterkammern umgewandelt werden. Den Räten sollen allenfalls wirtschaftliche, keinesfalls

aber politische Bedeutung zukommen. Hoffmann erteilt jeglichen bayerischen

Partikularismus-Gedanken eine klare Absage: Denn:&nbsp;Bayern steht fest zum Reich.    Die

Koalitionsregierung wird schon deshalb von Anfang an von der revolutionären Arbeiterschaft

abgelehnt und kann auch im weiteren Verlauf kein Vertrauen gewinnen, weil sie sich gegen

Zugeständnisse in der Rätefrage sperrt und von ihr auch keine ernsthafte Sozialsierungspolitik zu

erwarten ist.&nbsp;

18. März 1919 – Entsetzlich ist der Völkerkrieg, entsetzlicher der Bürgerkrieg

München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann meldet sich mit einer ersten Programmrede zu

Wort.&nbsp;Er erklärt, dass die neue Regierung den Freistaat Bayern schützen

wird&nbsp;„gegen jede Reaktion von rechts, aber auch verteidigen gegen die drohende Anarchie

von links“, denn:&nbsp;„Entsetzlich ist der Völkerkrieg, entsetzlicher ist der Bürgerkrieg. Er

muss&nbsp;für Bayern verhindert werden.“    Das ist möglich, wenn die neue Regierung tatkräftig

handelt&nbsp;und die Siegermächte&nbsp;Nahrungsmittel sowie&nbsp;Rohstoffe ins Land

lassen. Die Völker der Welt müssen sich versöhnen.&nbsp;

20. März 1919 – Der ungarische Ministerpräsident Graf Mihály Károlyi tritt zurück

Budapest * Die Alliierten fordern nach dem Zusammenbruch der k.u.k-Monarchie in einem

Ultimatum zum Rückzug der ungarischen Armee in Transsylvanien um weitere 80 Kilometer zu

Gunsten Rumäniens auf. Das Ultimatum soll einen Tag später in Kraft treten.&nbsp;Der

ungarische Ministerpräsident Graf Mihály Károlyi verweigert die Annahme und tritt zurück.&nbsp;

21. März 1919 – Otto Neurath stellt dem Ministerrat sein Sozialisierungskonzept vor

München * Der Wiener Philosoph, Sozialdemokrat und Nationalökonom Otto Neurath stellt auf

Betreiben des USPD-Ministers für Handel und Gewerbe, Josef Simon, dem bayerischen
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Ministerrat seine Sozialisierungspläne vor. Simon leitet damit den entscheidenden Schritt zur

Umgestaltung der bayerischen Ökonomie ein, wie sie Ministerpräsident Johannes Hoffmann in

seiner Regierungserklärung angekündigt hat.       Otto Neurath ist ein Verfechter der

Planwirtschaft.   Er will die gesamte gesellschaftliche Produktion in Bereiche einteilen,   alles

nach sozialistischen Grundsätzen erzeugen und verteilen,   und so die Versorgung jedes

einzelnen mit Wohnung, Nahrung, Kleidung, Bildung und Vergnügen gewährleisten.   Die

Bedarfsdeckung der Bevölkerung und nicht der Reingewinn der Unternehmen stehen im

Vordergrund seiner Wirtschaftstheorie.   „So wie man die Volkswirtschaft durch ein

Hindenburg-Programm dem Kriege dienstbar machen konnte, müsste man sie auch dem Glück

aller dienstbar machen können.“      Otto Neurath erhält den Auftrag, seine Pläne im

Sozialisierungsausschuss und im Landtag zu erklären. 

21. März 1919 – Ungarn wird eine sozialistische Räterepublik

Budapest * In Ungarn wird durch den Revolutionären Regierungsrat eine sozialistische

Räterepublik unter dem Vorsitz des Kommunisten Bela Kun ausgerufen. Sie bestärkt die

Münchner Räteanhänger in ihren Forderungen. Man hofft auf eine Verbindung von Bayern mit

Österreich, Ungarn und Russland.    Der in Bayern schon lange gepflegte Preußenhass verbindet

sich mit der Räte-Idee. 

22. März 1919 – Die Regierung Scheidemann befasst sich mit der Kriegsschuldfrage

Weimar * Die Regierung Scheidemann setzt sich auf Drängen des Reichspräsidenten Friedrich

Ebert mit der Kriegsschuldfrage auseinander. 

27. März 1919 – Der Ministerrat beschließt ein Zentralwirtschaftsamt

München * Der Ministerrat beschließt einstimmig die vom Nationalökonomen Otto Neurath

vorgeschlagene Einrichtung eines Zentralwirtschaftsamtes.    Ministerpräsident Johannes

Hoffmann versucht die Berufung Neuraths zum Leiter dieses Amtes zu verhindern, kann sich

aber nicht durchsetzen.&nbsp;

2. April 1919 – Oskar Maria Graf beschreibt die Münchner Lebenssituation
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München * Die Regierung Hoffmann strotzt in den letzten Märztagen nicht gerade vor

Tatendrang. Wirtschaftlich geht‘s bergab, das miserable Wetter und der Schnee hindern alle

weiteren Bemühungen.    Oskar Maria Graf beschreibt die Situation folgendermaßen: „Die Stadt

machte seit Tagen einen verwahrlosten Eindruck, und die Menschen fingen an, aufeinander böse

zu werden. Im Rathaus und im Landtag berieten Parteien und Ausschüsse in einem fort.

Niemand wusste mehr, wer regiert. Ratlosigkeit und Unsicherheit gingen um.     In der Stadt

nämlich herrschte die Revolution und auf dem Lande die Gegenrevolution. Der Bahnverkehr

stockte, wilde Streiks tobten, die Geschäftswelt war in tausend Ängsten, vor den Brotläden

stauten sich lange Reihen und krakeelten mürrisch. Manchmal schlugen sie die Fenster ein, aber

sie fanden kein Brot. Die ganze Maschinerie des täglichen Getriebes schien aus den Fugen, und

ein ungeheuerer Druck lag über der Stadt. Der Hunger wurde immer drohender.     Draußen auf

den vielen Straßen und Sträßlein des flachen Landes trieb kein Viehtransporter mehr dahin,

holperten keine watschelnden Milchfuhrwerke mehr zur nächsten Bahnstation. Jäh, fast von

einem Tag auf den andern, gab es keine Milch, keine Butter, kein Ei und kein Fleisch mehr. Auf

dem Güterbahnhof standen die leeren Waggons zu Dutzenden auf den angerosteten Schienen,

die weiten Hallen gähnten schaurig leer, der Schlacht- und Viehhof lag still, und verlassen

dehnten sich die sonst stets belebten Marktplätze aus“.&nbsp;

3. April 1919 – Die Tätigkeit der Räte unnötig behindert

München * Der Zentralrat beschwert sich bei der Regierung Hoffmann, dass die eingesetzten

Kommissionen bei ihrer Arbeit auf Widerstand und Hindernisse stoßen. Damit wird die Tätigkeit

der Räte unnötig behindert. 

3. April 1919 – Ratschläge für das weitere politische Vorgehen in Bayern

München - Berlin * Ministerpräsident Johannes Hoffman fährt mit dem Nachtzug nach Berlin, um

Ratschläge für das weitere politische Vorgehen in Bayern einzuholen.      

Reichskanzler Philipp Scheidemann weist Hoffmann an, in der Rätefrage keine Kompromisse zu

dulden. Falls es die Zustände in München nicht erlauben, solle er den Landtag in eine ruhigere

Stadt in Nordbayern verlegen.   Reichswehrminister Gustav Noske bietet Hoffmann die

militärische Hilfe der Reichswehr an, verlangt aber im Gegenzug den Verzicht Bayerns auf seine

militärischen Sonderrechte und die bedingungslose Anerkennung des neuen

Reichswehrgesetzes.    Johannes Hoffmann lehnt ab. Er will selbst für Ordnung sorgen durch die

Gründung einer aus Freiwilligen bestehenden Volkswehr.    Der Freistaat Bayern hat zu diesem

Zeitpunkt noch die Souveränität und ist damit noch im Besitz der Reservatrechte über das Militär,
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die Post und die Bahn. 

3. April 1919 – Den Gesichtsverlust mit übertriebenen Aktivismus besiegen

München * Da es Ministerpräsident Johannes Hoffmann am 27. März nicht gelungen ist, die

Berufung des Wirtschaftssozialisten Otto Neuraths zum Leiter des Zentralwirtschaftsamtes zu

verhindern, hat er einen herben Gesichtsverlust erlitten. Diesen versucht er jetzt durch

übertriebenen Aktivismus in anderen politischen Bereichen wettzumachen. 

3. April 1919 – Gedanken zur Verlagerung des Landtags

München * Der Liberale Ernst Müller-Meinigen schreibt aus seiner Sicht: Ministerpräsident

Johannes Hoffmann „klagte außerordentlich über den demagogischen Druck, den gerade

Neurath ausübte, dem er allein auf die Dauer nicht gewachsen sei, da Neurath die Massen

ungeheuer aufpeitsche und bei jeder Gelegenheit mit der Straße drohe.     Ich erklärte Hoffmann,

dass dann ein Fortarbeiten des Landtags, das wir dringend fordern müssten, in München

unmöglich sei und daher ernstlich an die Verlegung des Landtags nach Bamberg oder Landshut

gedacht werden müsse. Hoffmann bestritt dies nicht, im Gegenteil.“ 

3. April 1919 – Johannes Hoffmann beruft den Landtag für den 8. April ein

München * Am Abend gibt Ministerpräsident Johannes Hoffmann völlig überraschend bekannt,

dass der Landtag - entgegen bestehender Absprachen - am kommenden Dienstag, dem 8. April,

wieder eine Sitzung abhalten würde.    Die angekündigte Einberufung des Parlaments ist eine

politische Machtdemonstration Hoffmanns. Anschließend reist das bayerische

Regierungsoberhaupt nach Berlin.     Unterstützt wird der SPD-Ministerpräsident von den

bürgerlichen Parteien, die im Landtag das einzige Instrument sehen, politisch doch noch in

Erscheinung zu treten. 

4. April 1919 – Der Zentralrat ist gegen die Einberufung des Landtags

München * Der Zentralrat spricht sich gegen das Vorhaben des Ministerpräsidenten Johannes

Hoffmann, den Landtag am 8. April erneut einzuberufen, aus, nachdem er es aus der Presse

erfahren hatte. Er teilt dies dem Ministerrat mit und droht mit einem Generalstreik, falls der
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Landtag doch zusammentreten sollte.&nbsp;    Die anwesenden Minister lehnen jetzt die

Einberufung des Landtags ab, obwohl sie am Vortag keine Bedenken geäußert hatten.

&nbsp;Nachdem die Münchner Garnison erklärt, dass sie nicht zum Schutz des Landtags zur

Verfügung stehen wird, entscheidet sich der Ministerrat mehrheitlich gegen eine Einberufung des

Landtags.&nbsp;

4. April 1919 – Generalstreik in Augsburg ausgerufen

Augsburg - München * In Augsburg rufen Arbeiterräte einen Generalstreik aus.&nbsp;Eine

Delegation der Augsburger Räte erscheint am Abend im Ministerrat und trägt ihre Forderung

nach Ausrufung einer Räterepublik vor. Die SPD-Minister lehnen eine Räterepublik nicht

kategorisch ab, wollen aber in Abwesenheit des Ministerpräsidenten Johannes Hoffmann keine

Entscheidung treffen.&nbsp;

5. April 1919 – Ministerpräsident Hoffmann wieder zurück in München - Aber zu spät

Berlin - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann ist wieder von seinen Beratungen mit

der Reichsregierung in Berlin zurück in München. Zu spät. Zu diesem Zeitpunkt hat Hoffmann

den Machtkampf gegen den Zentralrat bereits verloren. Während seiner Abwesenheit haben sich

in München wichtige Weichenstellungen ereignet.&nbsp;

5. April 1919 – Ministerpräsident Johannes Hoffmann verweigert sich einer Räterepublik

München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann wird in der Sitzung des Ministerrats mit den

Forderungen nach einer Räterepublik konfrontiert. Er verweigert sich dem Ansinnen

entschieden.&nbsp;Am Abend reist Hoffmann zur Landeskonferenz der SPD nach

Nürnberg.&nbsp;

6. April 1919 – Verwirrung um Ministerpräsident Johannes Hoffmann

München * Der Liberale Ernst Müller-Meinigen leitet eine Dringlichkeitssitzung des Ältestensrats

des Bayerischen Landtags. In seinem Tagebuch vermerkt er die Vorgänge:    „Die Sachlage

spitzte sich immer mehr zu. Wir waren gewärtig, jede Stunde als Geisel eingesteckt zu werden.

Trotzdem beschlossen die Ältesten, am Sonntag [= 6. April] nochmals im Landtag
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zusammenzutreten, dann aber in Privatwohnungen die Beratungen fortzusetzen.     Die wildesten

Gerüchte verbreiteten sich, er [Ministerpräsident Johannes Hoffmann]&nbsp;sei in die Schweiz

geflohen. Niemand wusste, wo er weilte, da er am Samstag [= 5. April] kein Wort über eine

beabsichtigte Reise verlor. Allgemeine Verwirrung!“&nbsp;

6. April 1919 – Nürnberg will nicht zum Landtags-Sitz werden

Nürnberg * Am Rande des SPD-Parteitages in Nürnberg berät sich Ministerpräsident Johannes

Hoffmann mit seinem Parteifreund, dem Nürnberger Oberbürgermeister Otto Geßler, ob der

Landtag künftig in Nürnberg tagen soll.    Geßler spricht sich dagegen aus, da er befürchtet, dass

sich der „Schwabinger Literatenschwarm“ in Nürnberg breitmachen könnte. Er schlägt Hoffmann

Ansbach oder Bamberg vor.&nbsp;

6. April 1919 – Der Nürnberger SPD-Parteitag spricht sich gegen die Räterepublik aus

Nürnberg - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann ist zum Landesparteitag der SPD

nach Nürnberg gereist, um dort die Genossen gegen die Räterepublik zu mobilisieren. Die

Reichs-SPD hat Otto Wels geschickt, um die bayerischen Genossen auf Kurs zu halten.       Der

Minister für militärische Angelegenheiten, Ernst Schneppenhorst, zählt die Gründe auf, die aus

seiner Sicht unumgänglich für die Einführung der Räterepublik sind.   Ministerpräsident Hoffmann

verurteilt die Räterepublik aufs schärfste und sagt den Kommunisten und den Anarchisten den

Kampf an.      Durch seine Rücktrittsdrohung bringt er eine klare Mehrheit von 47 gegen 3

Stimmen - „aus politischen und wirtschaftlichen Gründen“ - gegen eine bayerische Räterepublik

aus.&nbsp;

7. April 1919 – Die Räteregierung informiert Ungarns Regierung

München - Budapest * Die bayerische Räteregierung informiert umgehend den Revolutionären

Regierungsrat in Budapest über den politischen Schritt. Der ungarische Regierungschef Bela Kun

unterbricht daraufhin die Regierungssitzung und verliest das Münchner Telegramm unter

tosendem Beifall:       „Die Bayerische Räterepublik folgt dem Beispiel des russischen und

ungarischen Volkes. Sie nimmt sofort die brüderliche Verbindung mit diesen Völkern auf.   

Dagegen lehnt sie jede Zusammenarbeit mit der verächtlichen Regierung Ebert, Scheidemann,

Noske, Erzberger ab, weil dieser unter der Flagge einer sozialistischen Republik das

imperialistisch-kapitalistisch-militaristische Geschäft des in Schmach zusammen gebrochenen

Münchner Zeitensprünge Seite 32/65



deutschen Kaisertums fortsetzt“.      Damit gibt es in Europa schon drei Räterepubliken.&nbsp;

7. April 1919 – Die befürchtete Koalition Bayern-Österreich-Ungarn

Berlin * Die zweimal täglich erscheinende Deutsche Tageszeitung schreibt in ihrer

Ausgabe:&nbsp;„Man erwartet, dass die Ausrufung des zwischen Ungarn und Bayern

eingekeilten Deutschösterreichs zur Räterepublik nur eine Frage von Tagen sein kann und dass

dann durch eine Koalition Bayern-Österreich-Ungarn ein solcher Druck erfolgen werde, dass an

die Stelle der Regierung Ebert-Scheidemann eine Räterepublik trete.“&nbsp;    Eine interessante

Konstellation, die natürlich eine Signalwirkung für das Deutsche Reich hat.&nbsp;

7. April 1919 – Sozialminister Hans Unterleitner tritt zurück

München * Der USPD-Minister für Soziales, Hans Unterleitner, tritt von seinem Amt zurück. In

einem persönlich gehaltenen Brief schreibt er an Ministerpräsident Johannes Hoffmann:   

„Hochgeschätzter Herr Kollege Hoffmann!  Infolge der Haltung meiner Partei ist es mir nicht

möglich, weiter in der Regierung zu verbleiben. Ich bedauere aufs tiefste, dass eine so

außerordentlich tüchtige Kraft wie Sie nicht für die Räte arbeitet.     Manches, was jetzt in

München geschieht und was einen mit Abscheu erfüllt, hätte vermieden werden können, wenn

Sie sich mit der selben Energie wie für den Landtag für die Räte einsetzen würden.“&nbsp;

7. April 1919 – Brüderliche Grüße nach Moskau

München * Der Volksbeauftragte für Äußeres, Dr. Franz Lipp, ein Stuttgarter Schriftsteller und

Journalist, informiert die Regierungen von der Gründung der Räterepublik Baiern und übermittelt

„brüderliche Grüße“ nach Moskau.&nbsp;Die lesenswerte Depesche lautet:       „Proletariat

Oberbayerns glücklich vereint. Sozialisten plus Unabhängige plus Kommunisten fest als Hammer

zusammen geschlossen, mit Bauernbund einig. Klerikal uns wohlgesinnt. Liberales Bürgertum als

Preußens Agent völlig entwaffnet.    Bamberg Sitz des Flüchtlings Hoffmann, der aus meinem

Ministerium den Abtrittschlüssel mitgenommen hat.&nbsp;Die preußische Politik, deren

Handlanger Hoffmann ist, geht dahin, uns von Norden, Berlin, Leipzig, Nürnberg abschneiden,

auch von Frankfurt und vom Essener Kohlengebiet und uns gleichzeitig bei der Entente als

Bluthunde und Plünderer zu verdächtigen, dabei triefen die haarigen Gorillahände Gustav Noskes

von Blut.&nbsp;   Wir erhalten Kohle und wir erhalten Lebensmittel in reichlichen Mengen aus der

Schweiz und aus Italien. Wir wollen den Frieden für immer. Immanuel Kant: Ewigen Frieden 1795

Münchner Zeitensprünge Seite 33/65



Thesen 2 bis 5. Preußen will den Waffenstillstand zur Vorbereitung des Rachekrieges.“&nbsp;

7. April 1919 – Die Regierung Hoffmann geht nach Nürnberg, später nach Bamberg

München - Nürnberg - Bamberg * Ministerpräsident Johannes Hoffmann verlegt den Sitz seines

Ministerrats zunächst nach Nürnberg, später nach Bamberg, wo er mit dem Landtag und den

noch verbliebenen SPD-Ministern Unterschlupf finden wird.    Bis zum 16. August 1919 ist

Bamberg der bayerische Regierungssitz. Untergebracht ist die Regierung in der ehemaligen

Fürstbischöflichen Neuen Residenz&nbsp;am Domplatz.&nbsp;

8. April 1919 – Propagandaflugblätter der Regierung Hoffmann über München

Bamberg - München * Flugzeuge werfen über München Propagandaflugblätter der nach Bamberg

geflohenen Regierung Hoffmann ab. Auf ihnen ist zu lesen:    „Werktätiges Volk Münchens!  Willst

Du Dich noch länger von verkommenen Literaten und Revolutionsbummlern terrorisieren

lassen!“.&nbsp;

11. April 1919 – Die Regierung ist vollständig nach Bamberg umgezogen

Bamberg * Ministerpräsident Johannes Hoffmann, die Minister und

die&nbsp;Landessekretariate&nbsp;der einzelnen Parteien sind inzwischen vollständig nach

Bamberg übergesiedelt.&nbsp;In den nächsten Tagen soll sich hier auch

der&nbsp;Ältesten-Ausschuss&nbsp;zusammenfinden und über die&nbsp;Einberufung des

Landtags&nbsp;einen Beschluss fassen. &nbsp;

11. April 1919 – Pläne für einen Putsch gegen die Räteregierung werden geschmiedet

Bamberg * Der Kommandant der Republikanischen Schutztruppe, Alfred Seyfferitz, arbeitet

gemeinsam mit Ministerpräsident Johannes Hoffmann und dem Minister für militärische

Angelegenheiten, Ernst Schneppenhorst, Pläne für einen Putsch gegen die Räteregierung aus.

Dieser soll - so die Absprache - in der Nacht vom 15. zum 16. April erfolgen.       Ministerpräsident

Hoffmann zögert noch, da er nicht mit Waffengewalt gegen Münchner Arbeiter und Sozialisten

vorgehen möchte.&nbsp;   Militärminister Ernst Schneppenhorst möchte einen „klinischen Putsch“

durchführen. Darunter versteht er den Sturz der Regierung durch eine militärische
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Überrumpelung ohne großes Blutvergießen.&nbsp;

12. April 1919 – Ebert fordert die Wiederherstellung des früheren Zustandes in Bayern

Berlin - Bamberg * In einem drängenden Telegramm fordert Reichspräsident Friedrich Ebert vom

bayerischen Ministerpräsidenten Johannes Hoffmann, dass „die Wiederherstellung des früheren

Zustandes in Bayern baldigst erfolgt, zumal da nach neueren mir zugegangenen Nachrichten aus

München man dort anfängt, sich an die Räteregierung zu gewöhnen.     Wenn die wirtschaftlichen

Maßnahmen, welche Sie in Aussicht genommen haben, nicht in kürzester Zeit zum Ziel führen,

erscheint mir als einzige Lösung militärisches Vorgehen. Dass je rascher und durchgreifender

dieses erfolgt, um so weniger Widerstand und Blutvergießen zu erwarten ist, hat uns die

Erfahrung an anderen Stellen gelehrt.“&nbsp;       Damit ist das Schicksal der bayerischen

Revolution besiegelt. Eine Niederschlagung nach dem Beispiel des Spartakus-Aufstandes in

Berlin ist naheliegend.&nbsp;   Unter dem Druck aus Berlin gibt Bayerns Ministerpräsident

Hoffmann nach. Nun wird auf Landesebene dasselbe Muster durchgespielt wie das auf

Reichsebene bereits erprobte: Der Bund mit antirevolutionären, auch antidemokratischen rechten

Kräften, um der Linken Herr zu werden.&nbsp;   Militärminister Ernst Schneppenhorst wird

beauftragt, bayerische Freiwilligenverbände aufzustellen. Ministerpräsident Hoffmann bittet Berlin

telefonisch um Verstärkungen. Die Reichstruppen dürfen in Bayern einmarschieren.&nbsp;   Auch

das von dem bayerischen Oberst Franz Ritter von Epp im thüringischen Ohrdruf gebildete

Freikorps wird gegen München in Marsch gesetzt. Während aus dem Westen württembergische

Truppen anrücken, sammeln sich im Süden die Freikorps. Rund 30.000 Mann sind im Anmarsch,

als sich der Ring um München schließt.&nbsp;   Für die Rote Armee wird der Kampf gegen die an

Zahl, Ausrüstung und Professionalität überlegenen Weißen nicht mehr zu gewinnen sein.&nbsp;

12. April 1919 – Ministerpräsident Hoffmann setzt auf Rechtsextreme und Völkische

Bamberg - Weimar - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann sieht sich durch das

Telegramm des Reichspräsidenten Friedrich Ebert zum Handeln gezwungen. Er wird die Hilfe

von Rechtsextremisten und Völkischen in Anspruch nehmen, in dem er beispielsweise über einen

bekannten Augsburger Rechtsanwalt an den Chef der Thule-Gesellschaft, Rudolf von

Sebottendorf, anfragen lässt, ob dieser für die Regierung tätig sein will.    Reichswehrminister

Gustav Noske und der Freikorps-Führer Franz Ritter von Epp hoffen auf eine überstürzte

militärische Aktion der Regierung Hoffmann. Sie rechnen damit, dass ein Putsch der schwachen

bayerischen Verbände fehlschlagen würde. Damit hätten sie die Legitimation für den Einmarsch

von Reichswehr und Freikorps in den Freistaat Bayern.&nbsp;
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12. April 1919 – Regierungsaufträge an die Thule-Gesellschaft

Augsburg * In der Gastwirtschaft Goldenes Lamm&nbsp;in Augsburg treffen sich der

Thule-Gesellschaft-Chef Rudolf von Sebottendorf und der von Ministerpräsident Johannes

Hoffmann beauftragte Augsburger Rechtsanwalt.&nbsp;Sebottendorf erhält den Auftrag,       die

Publikationen der Regierung zu vervielfältigen und   die Gegenrevolution mit allen Mitteln zu

organisieren, damit die Regierung Hoffmann in Kürze auch in München wieder die Macht hat.  

Mit diesem Auftrag sind alle Handlungen des Kampfbundes als legal gedeckt.&nbsp;

13. April 1919 – Mitteilung der Werbezentrale des Freikorps Epp

Ohrdruf * Die Werbezentrale des Freikorps Epp&nbsp;veröffentlicht ein Flugblatt mit folgendem

Inhalt:    „Vertraulich! Nicht auf bayr. Boden mitnehmen!  Ministerpräsident Hoffmann hat das

Versprechen gegeben, dass die Werbung für das Freikorps zwar nicht offiziell erlaubt würde,

dass aber weitere Schwierigkeiten den Werbern nicht gemacht werden sollten. [...]  Es ist

anzunehmen, dass dagegen der bayr. Mil. Minister alles versuchen wird, um die Werbung zu

hemmen.“&nbsp;

14. April 1919 – Die Regierung Hoffmann bittet das Reich um militärische Unterstützung

Bamberg * Die im Exil in Bamberg befindliche Regierung Hoffmann bittet nach dem gescheiterten

Palmsonntag-Putsch das Reich um militärische Unterstützung im Kampf gegen die Münchner

Räteherrschaft.&nbsp;

14. April 1919 – 5.000 Württemberger für die Niederschlagung der Räterepublik

Bamberg * Während Ministerpräsident Johannes Hoffmann nur noch Schadensbegrenzung

betreiben und dem Freikorpsführer Franz Ritter von Epp die Erstürmung Münchens verbieten

möchte, hofft der Minister für militärische Angelegenheiten, Ernst Schneppenhorst, dass 5.000

württembergische Soldaten für die Niederschlagung der Münchner Räterepublik bereitgestellt

werden.    Das Angebot hat die Regierung Hoffmann vom Stuttgarter Ministerpräsidenten Wilhelm

Blos erhalten, dem es darum geht, die Eigenständigkeit Süddeutschlands im Reich zu stärken.

Ihm war klar, wenn Bayern unter die Reichshoheit fallen sollte, dann würden in Zukunft auch die

übrigen süddeutschen Länder nur noch eine untergeordnete Rolle gegenüber Preußen spielen

können.&nbsp;
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14. April 1919 – Die Regierung Hoffmann arbeitet mit Rechtsextremisten zusammen

Bamberg * Die&nbsp;Regierung Hoffmann&nbsp;setzt auf das neu eingerichtete

Propagandaministerium&nbsp;und die Zusammenarbeit mit bekennenden Rechtsextremisten. Im

Regierungsorgan Freistaat&nbsp;werden die Räteanhänger&nbsp;aufs übelste diffamiert und als

„ausländische Juden“, „land- und rassenfremde Elemente“ sowie als „Terroristen“ diffamiert.   

Ernst Toller gibt daraufhin im Auftrag des Zentralrats&nbsp;ein Flugblatt an die Bürger der

Räterepublik&nbsp;heraus.&nbsp;In diesem macht er auf die antisemitischen Hintergründe

aufmerksam und fordert die Bevölkerung zum Widerstand dagegen auf.&nbsp;

16. April 1919 – Militärhilfe vom Reich für die Regierung Hoffmann

Weimar - Bamberg * Reichsministerpräsident Philipp Scheidemann gibt dem Ersuchen des

bayerischen Ministerpräsidenten Johannes Hoffmann um Militärhilfe statt. Spätestens jetzt liegt

die Regelung der Verhältnisse in Bayern in der Hand der Reichsregierung, ohne dass der

Regierung Hoffmann ein Mitspracherecht geblieben ist. 

16. April 1919 – Die Regierung Hoffmann ruft zur Befreiung Münchens auf

München * Die Regierung Hoffmann lässt Flugblätter über der Stadt abwerfen. Unter der

Überschrift „In München rast der russische Terror“ fordert sie die Bevölkerung des Freistaats

Bayern zur Befreiung Münchens mit Waffengewalt auf. 

17. April 1919 – Bernhard Dernburg löst Eugen Schiffer ab

Weimar * Bernhard Dernburg, DDP, übernimmt im Kabinett Scheidemann von Eugen Schiffer,

DDP, die Funktionen des stellvertretenden Reichsministerpräsidenten [= stellvertretender

Reichskanzler] und des Finanzministers. 

18. April 1919 – Die Kautsky-Dokumente zur Kriegsschuldfrage werden nicht veröffentlicht

Weimar * Dem Kabinett Scheidemann liegt die Dokumentensammlung zur Kriegsschuldfrage vor.

Diese wurde im November 1918 an Karl Kautsky von der USPD in Auftrag gegeben.&nbsp;Die

Dokumente belegen, dass die deutsche Reichsregierung im Juli 1914&nbsp;Österreich-Ungarn
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zum Krieg gegen Serbien gedrängt hat und damit die Hauptverantwortung für den Ausbruch des

Ersten Weltkriegs trägt.    Nach ausführlichen Beratungen empfiehlt Reichsministerpräsident

Philipp Scheidemann von der Veröffentlichung der Kautsky-Dokumente vorerst Abstand zu

nehmen.&nbsp;

18. April 1919 – Den Einmarsch von Regierungstruppen nach Augsburg genehmigt

Bamberg - Weimar - Augsburg * Ministerpräsident Johannes Hoffmann gibt seine Einwilligung

zum Einmarsch von Regierungstruppen nach Augsburg.&nbsp;

19. April 1919 – Ein Regierungs-Telegramm geht an alle Pfarrämter Bayerns

Bamberg * Ministerpräsident Johannes Hoffmann lässt in seinem Auftrag auf Staatskosten vom

Bischöflichen Generalvikariat Bamberg&nbsp;folgendes Telegramm an alle Pfarrämter Bayerns

übermitteln:    „Ein Haufen von Ausländern hat sich der Hauptstadt München bemächtigt, übt

daselbst eine Schreckensherrschaft aus und bedroht von dorther die Provinzen, namentlich die

Landbevölkerung, mit Raub und Brandstiftung.&nbsp;Die rechtmäßig bestehende Regierung hat

einen Aufruf zur Bildung von Freikorps ergehen lassen.Von seinem Erfolg hängt das Wohl und

Wehe des Vaterlandes ab.&nbsp;    Wir ersuchen die Geistlichkeit, durch Hausbesuche und auch

von der Kanzel aus kräftigst dafür einzutreten, dass möglichst viele tüchtige

Gemeindeangehörige dem Rufe folgen.“

21. April 1919 – Regierungs-Flugblatt: Kopf hoch, Mut nicht sinken lassen!

München * Über München abgeworfene Flugblätter der nach Bamberg geflohenen Regierung

Hoffmann besagen: „Kopf hoch, Mut nicht sinken lassen! Hilfe naht baldigst“. Unterzeichnet ist

das Flugblatt von Ministerpräsident Johannes Hoffmann und dem Minister für militärische

Angelegenheiten, Ernst Schneppenhorst.&nbsp;

28. April 1919 – Die Regierung Hoffmann hat sich der Reichswehr ausgeliefert

München * Mit dem Herannahen der Regierungstruppen wird die Zahl derer, die bereit sind zu

kämpfen, immer kleiner. Doch die Regierung Hoffmann hat sich bei der Befreiung

Münchens praktisch der Reichswehr ausgeliefert. Nachdem sie einmal die Zustimmung
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zur Reichsexekution gegeben hat, kann sie keinerlei Einfluss mehr auf den ganzen Vorgang

ausüben. 

30. April 1919 – Flugblätter über München: „Kopf hoch und Mut! Hilfe naht“

München * Über München kreisende Flugzeuge werfen Flugblätter mit Durchhalteparolen ab: 

„[...] Kopf hoch und Mut! Hilfe naht, die Euch vom russischen Terror und Schrecken des

Bolschewismus befreien wird“.    Ein anderes Flugblatt informiert darüber, dass München von

bayerischen Truppen umstellt ist und fordert die Bevölkerung auf:         „Hört die Stimme der

Vernunft! Lasst ab vom bewaffneten Widerstand.   Meidet die Straßen und Plätze, damit das Blut

Unschuldiger nicht vergossen wird.   Die Truppen der Regierung brechen schonungslos jeden

bewaffneten Widerstand, um der Not Aller ein Ende zu machen.     Lebensmittel, Kohlen,

Rohstoffe stehen zur Einfuhr nach München bereit.      gez. Hoffmann, Ministerpräsident“ 

30. April 1919 – Der neue Aktionsausschuss will die Waffen niederlegen

München - Bamberg * Der neue Aktionsausschuss&nbsp;wendet sich an Ministerpräsident

Johannes Hoffmann und erklärt sich bereit, die Waffen niederzulegen.&nbsp;Voraussetzung ist,

dass die Weißen Truppen&nbsp;die Stadt nicht betreten werden.&nbsp;Ministerpräsident

Hoffmann lehnt das Ansinnen mit den Worten ab:&nbsp;„Bedingung ist unannehmbar.&nbsp;Legt

die Waffen nieder, jeder Widerstand ist nutzlos“.&nbsp;

9. Mai 1919 – Dankschreiben des Ministerpräsidenten an die Weißen Truppen

München * Im Regierungsorgan Freistaat wird ein Dankschreiben des Ministerpräsidenten

Johannes Hoffmann [SPD] an Generalleutnant Ernst Friedrich Otto von Oven veröffentlicht. Dem

militärisch Verantwortlichen für den hundertfachen Mord und Oberbefehlshaber der Weißen

Truppen spricht die bayerische Staatsregierung den „herzlichen Dank“ aus.    Wörtlich heißt es:

„Für die umsichtige Leitung und Durchführung der zur Befreiung Münchens aus der Hand der

Bolschewisten notwendigen militärischen Operationen spreche ich zugleich im Namen des

Gesamtministeriums den herzlichen Dank aus.     Größte Anerkennung gebührt den aus allen

Gauen Deutschlands herbeigeeilten Truppen, die in selbstloser Opferbereitschaft unserm

bedrängten Bayernland und dem ganzen Reich den größten Dienst erwiesen.“
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10. Mai 1919 – Ministerpräsident Hoffmann verteidigt seine Entscheidungen

Bamberg - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann gibt eine öffentliche Erklärung ab.

Darin bringt er zum Ausdruck:  „Schrecklich ist der Krieg, am schrecklichsten der Bürgerkrieg.

Entsetzliche Bluttaten sind in München geschehen, Verbrechen auf beiden Seiten. Das

unschuldig vergossene Blut der grausam ermordeten Geiseln schreit zum Himmel. Die Kunde

von der Erschießung der 21 friedlichen Bürger durch wahnsinnig erregte Soldaten erfüllte uns mit

tiefstem Entsetzen.“    Im gleichen Atemzug verteidigt Hoffmann die Rückendeckung seiner

Regierung für die Regierungstruppen mit der Behauptung, man habe monatelang Geduld walten

lassen und damit nichts erreicht, als den „blutigen Taten einer Diktatur der Gewalt“ Tür und Tor

zu öffnen. Auf den „Terror des Kommunismus und der Roten Armee“ kann man nur mit Kampf

und nicht mit Verständigung antworten. 

11. Mai 1919 – Die militärische, politische und verwaltungsmäßige Führung Münchens

München * Das Bayerische Reichswehr Gruppenkommando Nr. 4 - Gruko übernimmt die

militärische, politische und verwaltungsmäßige Führung und Überwachung in München, nachdem

die bayerische Regierung unter Ministerpräsident Johannes Hoffmann aufgrund der politischen

Situation nach Bamberg geflohen war. 

12. Mai 1919 – Philipp Scheidemann spricht von einem „Gewaltfrieden“

Berlin * Die Nationalversammlung tagt erstmals wieder in Berlin und befasst sich mit den

Versailler Friedensbedingungen. Reichsministerpräsident Philipp Scheidemann spricht von einem

„Gewaltfrieden“. 

31. Mai 1919 – Umbildung der Regierung Hoffmann in Bamberg

Bamberg * Umbildung der bayerischen Regierung. Ministerpräsident Johannes Hoffman tritt

zurück, um den Weg für das zweite Kabinett Hoffmann freizumachen. In der neuen Koalition aus

SPD, BVP sowie der DDP und einem parteifreien Minister haben USPD und der Bauernbund

keinen Platz mehr. 

17. Januar 1920 – Der Eisner-Mörder wird zu lebenslanger Festungshaft begnadigt
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München * Der mehrheitlich konservative Ministerrat tritt zu einer Sitzung zusammen, um die

Begnadigung des Mörders Graf Anton von Arco auf Valley zu beschließen. Der Beschluss

erfolgt in Abwesenheit des Ministerpräsidenten und Eisner-Nachfolgers Johannes Hoffmann,

eines königlich-bayerischen Sozialdemokraten, der nicht ohne Unverständnis für die Tat ist. In

der Sitzung äußert Justizminister Ernst Müller-Meiningen den aufschlussreichen Satz: „Ich würde

mich vor meinen Kindern schämen, einen Mann wie Arco ins Zuchthaus zu schicken.“    Da eine

Zuchthausstrafe als die schärfste Haftart angesehen wird, begnadigt man den Grafen Arco zu

einer lebenslangen Festungshaft, der komfortabelsten Art des Freiheitsentzugs, die gleichzeitig

als ehrenvoll gilt. Bei dieser Begnadigung bezieht man sich ausdrücklich auf die erst am Vortag

selbst formulierte Achtungsbezeugung vor dem Mörder eines amtierenden Ministerpräsidenten.

Anton Graf von Arco auf Valley tritt als erster Festungshäftling seine Luxushaft in Landsberg am

Lech an. 

13. März 1920 – Der Kapp-Putsch führt zum Rücktritt der bayerischen Regierung

Berlin * In Berlin findet der rechtsradikale Kapp-Putsch&nbsp;statt.&nbsp;Parallel dazu fordern in

München der Regierungspräsident von Oberbayern&nbsp;Gustav von Kahr,

Polizeipräsident&nbsp;Ernst Pöhner und Wehrkreiskommandant&nbsp;Arnold von Möhl den von

der SPD&nbsp;gestellten bayerischen Ministerpräsidenten&nbsp;Johannes Hoffmann zum

Rücktritt auf.&nbsp;    Was in Berlin scheitert, gelingt in München.&nbsp;Gustav Ritter von Kahr

bildet - unter Beteiligung der Bayerischen Volkspartei - BVP&nbsp;- eine rechtskonservative

Regierung, die alle rechtsextremen Gruppierungen sowie militanten Verbände fördert und

schützt.&nbsp;    Ministerpräsident&nbsp;wird Gustav von Kahr, der&nbsp;zu dieser Zeit auch

Adolf Hitler kennenlernt und&nbsp;den er als „Trommler“ für die nationale

Sache&nbsp;einspannen will, um mit seiner Hilfe den Kommunismus&nbsp;und den

Marxismus&nbsp;abzuwehren und um die „gestörte Ordnung“ in Deutschland wieder ins rechte

Lot zu bringen.&nbsp;    Die rechtsradikalen Verbände können umgekehrt von Bayern aus ihren

ideellen Boden vorbereiten.  Gustav von Kahr ist die Integrationsfigur all jener Kräfte in Bayern,

die durch einen Staatsstreich&nbsp;die parlamentarische Demokratie&nbsp;abschaffen und die

staatliche Unabhängigkeit Bayerns&nbsp;von Berlin vorbereiten wollen.

16. März 1920 – Gustav Ritter von Kahr wird bayerischer Ministerpräsident

München * Nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch wird der evangelische Monarchist Gustav Ritter von

Kahr zum Nachfolger von Johannes Hoffmann zum bayerischen Ministerpräsidenten gewählt.   

Kahr steht einer bürgerlichen Rechtsregierung vor und betreibt eine eigenständige Stellung
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Bayerns innerhalb des Deutschen Reiches. Gestützt auf seine Einwohnerwehr lässt er die

Arbeiter- und Soldatenräte auflösen und begründet den Ruf Bayerns als „Ordnungszelle des

Reiches“.&nbsp;

16. März 1920 – Der Antisemitismus wird gewalttätig

München * Der Antisemitismus wird gewalttätig.       Der konservative Ministerpräsident Gustav

von Kahr (BVP) kündigt in seiner ersten Regierungserklärung an, gegen die „Überfremdung durch

Stammesfremde“ einzuschreiten und erklärt die „Reinhaltung des eigenen Volkes von fremden

Elementen“ zum Gebot der Stunde. Er meint damit den besonders verhassten „Teil der jüdischen

Rasse“, die Ostjuden.   Münchens Polizeipräsident Ernst Pöhner hält es für nicht

ausgeschlossen, wenn „wegen der unerträglichen Teuerung etwas unternommen, etwa einige

Juden aufgehängt würden“. Gegen die gewalttätigen und gewaltbereiten Antisemiten unternimmt

die Münchner Polizei allerdings nichts.   Nun wird die Situation für die jüdischen Mitbürger

unerträglich. Viele verlassen die Stadt.

16. März 1920 – Antisemitische Hetze und zunehmende Gewalt

München * Mit dem Ende des Ersten Weltkriegs verschärft sich das politische Klima in München

deutlich. Antisemitische Ressentiments treten zunehmend offen zutage und werden auch von

führenden Vertretern des öffentlichen Lebens verbreitet. In seiner Regierungserklärung vom 16.

März 1920 kündigt Ministerpräsident Gustav von Kahr Maßnahmen gegen die angebliche

„Überfremdung durch Stammesfremde“ an und fordert die „Reinhaltung des eigenen Volkes von

fremden Elementen“. Die Äußerungen richten sich insbesondere gegen die aus Osteuropa

zugewanderten Juden, die verstärkt zum Ziel antisemitischer Hetze werden.   Auch Münchens

Polizeipräsident Ernst Pöhner fällt durch offen antisemitische Äußerungen auf und verharmlost

Gewalt gegen Juden. Gleichzeitig gehen die Behörden nur unzureichend gegen antisemitische

Übergriffe und gewaltbereite Gruppierungen vor. Für viele jüdische Münchnerinnen und

Münchner verschlechtert sich die Lebenssituation erheblich. Angesichts der zunehmenden

Anfeindungen und Bedrohungen verlassen zahlreiche jüdische Familien die Stadt.

4. November 1920 – Erzbischof Michael von Faulhaber soll Kardinal werden

München - Vatikan * Führende Politiker der Bayerischen Volkspartei richten ein Schreiben an die

Regierung des Freistaats Bayern, in dem sie sich für die Ernennung des Erzbischofs von
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München und Freising zum Kardinal aussprechen. Ministerpräsident Gustav von Kahr übermittelt

das Schreiben nach Rom. 

12. September 1921 – Ministerpräsident Gustav von Kahr tritt aus Protest zurück

München * Gustav Ritter von Kahr tritt aus Protest als Ministerpräsident zurück und übernimmt

seinen früheren Posten als Regierungspräsident von Oberbayern wieder. Der Grund für seinen

Protest ist die am 29. August erlassene Republikschutz-Verordnung, die im Anschluss an die

Ermordung von Matthias Erzberger erlassen worden war. Dadurch kann Kahr die Auflösung der

Einwohnerwehr nicht verhindern. 

16. Februar 1925 – Das Verbot der NSDAP wird in Bayern aufgehoben

München * Der Ausnahmezustand&nbsp;und das Verbot der NSDAP&nbsp;werden in Bayern

aufgehoben. Damit ist der Weg für eine Parteineugründung frei.&nbsp;Das auch, nachdem Hitler

dem bayerischen Ministerpräsidenten&nbsp;Heinrich Held [BVP] die Erklärung gegeben hatte,

nur mehr im Rahmen der Verfassung agieren zu wollen.&nbsp;

August 1925 – Die „Studentenverbindung Rhaetia“ nimmt den Eisner-Mörder auf

München * Die farbentragende katholische bayerische „Studentenverbindung Rhaetia“ nimmt im

Rahmen einer Festkneipe&nbsp;den eben aus der Haft entlassenen Mörder Anton Graf von Arco

auf Valley in ihren Reihen auf.    Arco war durch seinen Mord am bayerischen

Ministerpräsidenten&nbsp;zum Helden der nationalen Rechten&nbsp;aufgestiegen. Dass er

dabei von den Leibwächtern schwer verletzt wurde, machte auch noch einen Märtyrer&nbsp;aus

ihm.

15. Dezember 1930 – Johannes Hoffmann stirbt nach einer Operation in Berlin

Berlin * Johannes Hoffmann, der ehemalige bayerische Ministerpräsident, stirbt nach einer

Operation in Berlin. 

15. März 1933 – Ministerpräsident Heinrich Held muss der Gewalt weichen
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München * Bayerns Ministerpräsident&nbsp;Heinrich Held von der konservativen Bayerischen

Volkspartei - BVP&nbsp;muss der nationalsozialistischen Gewalt weichen und zurücktreten.

16. März 1933 – Franz Xaver Ritter von Epp übernimmt die Macht in Bayern

München-Kreuzviertel * Franz Xaver Ritter von Epp übernimmt als Kommissarischer

Reichsstatthalter und Ministerpräsident&nbsp;die Macht in Bayern.

17. April 1941 – Den Stipendiaten soll gekündigt werden

München-Haidhausen * Vom Kultusministerium ergeht die Weisung, die bestehenden

Mietverhältnisse im Maximilianeum zu kündigen. Nun schaltet sich der bayerische

Ministerpräsident Ludwig Siebert in den Vorgang ein und verlangt vom Gauleiter sowie Innen-

und Kultusminister Adolf Wagner, an den weiteren Entscheidungen beteiligt zu werden.

28. September 1941 – Edmund Stoiber wird in Oberaudorf geboren

Oberaudorf * Edmund Stoiber, der spätere Bayerische Ministerpräsident und CSU-Vorsitzende,

wird in Oberaudorf geboren. 

1. November 1942 – Ministerpräsident Ludwig Siebert stirbt

München-Haidhausen * Ministerpräsident Ludwig Siebert stirbt. Die offizielle Trauerfeier für den

Präsidenten der Deutschen Akademie findet im Maximilianeum statt.

2. Mai 1945 – Die „Regierung von Flensburg“ als letzte Regierung des Deutschen Reiches

Flensburg-Mürwik * Reichspräsident Karl Dönitz bildet mit der „Regierung von Flensburg“ eine

geschäftsführende Reichsregierung unter Ministerpräsident Graf Schwerin von Krosigk. Ihr

Hauptziel ist nicht mehr der Sieg - der Krieg war militärisch längst verloren -, sondern möglichst

viele deutsche Soldaten und Flüchtlinge vor der sowjetischen Armee in Sicherheit zu bringen.  

Die „Regierung von Flensburg“ ist damit die letzte Regierung des Deutschen Reiches. 
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28. Mai 1945 – Fritz Schäffer wird von den Amerikanern als Ministerpräsident eingesetzt

München * Als erster Bayerischer Ministerpräsident wird auf ' Vorschlag von Kardinal Michael von

Faulhaber der vorletzte Vorsitzende der Bayerischen Volkspartei - BVP, Fritz Schäffer, von den

Amerikanern eingesetzt. Die Amerikaner haben den Kardinal gebeten, ihnen einen geeigneten

Mann für dieses Amt zu nennen.        Fritz Schäffer gehört zu den Gründern der

Christlich-Sozialen Union - CSU, die sich als Nachfolgerin der katholischen Bayerischen

Volkspartei versteht. Mit der CSU“erhält die Kirche eine politische Organisation, die ihre Belange

durchsetzen hilft.   Der Verbindungsmann zwischen Kirche und Partei ist Prälat Georg Meixner,

der als Vorsitzender des kulturpolitischen Ausschusses der CSU fungiert. 

18. September 1945 – Wilhelm Hoegner (SPD) wird zum Ministerpräsidenten ernannt

München * Die mangelnden Bemühungen bei der Entnazifizierung führen zur Absetzung des

Ministerpräsidenten Fritz Schäffer. Gleichzeitig wird Wilhelm Hoegner von der SPD zum

Ministerpräsidenten ernannt.

8. Februar 1946 – Wilhelm Hoegner erhält den Auftrag für eine neue Bayerische Verfassung

München * Ministerpräsident&nbsp;Wilhelm Hoegner, SPD, erhält den Auftrag, einen Entwurf für

einen neue Bayerische Verfassung&nbsp;zu erarbeiten.&nbsp;    Im Sitzungssaal der ehemaligen

Preußischen Gesandtschaft&nbsp;in der Prinzregentenstraße 9 trifft sich der 21-köpfige

„Verfassungsausschuss der Verfassungsgebenden Landesversammlung“ zu insgesamt 32

Sitzungen.

1. Dezember 1946 – Die erste Nachkriegswahl zum Bayerischen Landtag

Freistaat Bayern * Bei der ersten Wahl zum Bayerischen Landtag erhält die CSU 104 Sitze, die

SPD erringt 54, die Wirtschaftliche Aufbauvereinigung - WAV 13 und die FDP 9 Sitze. Dadurch

kann Ministerpräsident Hans Ehard ein reines CSU-Kabinett leiten.

1. Dezember 1946 – Das Volk stimmt der Bayerischen Verfassung zu

München - Freistaat Bayern * In einer Volksabstimmung wird die unter der Führung des
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SPD-Politikers Wilhelm Hoegner ausgearbeitete Bayerische Verfassung mit einer Mehrheit von

70,6 Prozent angenommen. Die Verfassung des Freistaates Bayern regelt die Selbstständigkeit

des Freistaates als Land der Bundesrepublik Deutschland. 

2. Dezember 1946 – Wilhelm Hoegner [SPD] fertigt die Verfassungsurkunde aus

München - Freistaat Bayern * Ministerpräsident Wilhelm Hoegner [SPD] fertigt die

Verfassungsurkunde aus. 

4. Dezember 1946 – Der Ministerrat beschließt die Bayerische Verfassung

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Verfassung wird nach der Volksabstimmung und

der Ausfertigung der Verfassungsurkunde durch Ministerpräsident Wilhelm Hoegner [SPD] im

Ministerrat beschlossen. 

8. Dezember 1946 – Die Verfassung des Freistaats Bayern tritt in Kraft

München - Freistaat Bayern * Die Bayerische Verfassung tritt mit ihrer Veröffentlichung im

Bayerischen Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft. 

21. Dezember 1946 – Hans Ehard wird Ministerpräsident des Freistaats Bayern

München-Lehel * Hans Ehard von der Christlich Sozialen Union - CSU wird zum ersten

demokratisch legitimierten Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern der Nachkriegszeit gewählt.

Er richtet seine Staatskanzlei in der Prinzregentenstraße 9 ein.

1. Juli 1948 – Der Auftrag für eine Verfassungsgebende Versammlung

Frankfurt am Main * Im Verwaltungsgebäude der I.G. Farbenindustrie in Frankfurt am Main, dem

Sitz des US-amerikanischen Hauptquartiers, treffen sich auf Anweisung der drei

Militärgouverneure der westlichen Siegermächte die elf westdeutschen Ministerpräsidenten.   

Ihnen wird - wie Befehlsempfänger - der Auftrag erteilt, bis zum 1. September 1948 eine

„Verfassungsgebende Versammlung“ für die künftige Bundesrepublik Deutschland einzuberufen.
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Diese muss eine demokratische Verfassung ausarbeiten, die Garantien der individuellen Rechte

und Freiheiten schafft. 

1. September 1948 – Der Parlamentarische Rat nimmt seine Arbeit auf

Bonn * Der Parlamentarische Rat beginnt im Museum Alexander Koenig in Bonn mit der

Formulierung des Grundgesetzes. Den elf westdeutschen Ministerpräsidenten war am 1. Juli

1948 von den drei Militärgouverneuren der westlichen Siegermächte der Auftrag für eine

Verfassungsgebende Versammlung für die künftige Bundesrepublik Deutschland erteilt worden. 

4. Juli 1949 – Horst Seehofer wird in Ingolstadt geboren

Ingolstadt * Horst Seehofer, der spätere Bayerische Ministerpräsident und CSU-Vorsitzende, wird

in Ingolstadt geboren. 

1950 – Das Französische Konsulat bezieht die Räume der Kaulbachstraße 13

München-Maxvorstadt * Ein Jahr nach der Gründung der BRD werden offizielle diplomatische

Beziehungen mit Frankreich aufgenommen. Das Französische Konsulat bezieht die Räume der

Kaulbachstraße 13, die zuvor der NS-Ministerpräsident Ludwig Sieber bewohnt hat.    Das

Französische Konsulat sieht ihre Hauptaufgabe in der Wiederbelebung der durch den Krieg

zerrissenen kulturellen Beziehungen zwischen Deutschland und Frankreich.

26. November 1950 – Die CSU muss eine verheerende Niederlage hinnehmen

Freistaat Bayern * Bei der Landtagswahl am 26. November 1950 muss die CSU eine

verheerende Niederlage hinnehmen:       Nur 27,4 Prozent der Stimmen entfallen auf die CSU,

während die Bayernpartei 17,9 Prozent erhält.   Die SPD wird mit 28 Prozent der Stimmen zur

stärksten Partei.   Obwohl sie 60.000 Stimmen mehr als die CSU erhält, bleiben die

Christsozialen aufgrund von Überhangmandaten trotzdem die stärkste Fraktion.      Hans Ehard

bildet eine Koalitionsregierung aus CSU, SPD und dem rechts stehenden Bund der

Heimatvertriebenen und Entrechteten - BHE.

28. November 1954 – Viererkoalition unter Wilhelm Hoegner (SPD)
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Freistaat Bayern * Bei der Landtagswahl Wahl bleibt die CSU zwar stärkste Fraktion. Doch der

SPD-Vorsitzende Waldemar von Knoeringen verständigt sich mit dem

Bayernpartei-Vorsitzenden Joseph Baumgartner. Nach dem Motto „Es geht auch ohne CSU“

kommen noch die FDP und der BHE dazu, womit die Viererkoalition perfekt ist.    Wilhelm

Hoegner, SPD, wird Ministerpräsident, Joseph Baumgartner, BP, sein Stellvertreter. 

17. Oktober 1957 – Hanns Seidel (CSU) bildet eine neue Koalitionsregierung

München * Der CSU-Politiker Hanns Seidel, seit 22. Januar 1955 neuer

CSU-Landesvorsitzender, bildet eine neue Koalitionsregierung, bestehend aus CSU, BHE und

FDP. Sein Stellvertreter wird Walter Stain vom GB/BHE. SPD und Bayernpartei - BP können

seither in Bayern kein Regierungsamt mehr ausüben.

23. November 1958 – Es bleibt bei der Dreierkoalition aus CSU, GB/BHE und FDP

Freistaat Bayern * Bei der Wahl zum Bayerischen Landtag ist die CSU die eindeutige

Wahlgewinnerin.       Die CSU kann ihren Stimmenanteil von 38,4 auf 45,6 Prozent erhöhen.   Die

SPD verbessert ihr Ergebnis um 2,7 Prozent auf 30,8 Prozent.   Die Bayernpartei - BP, der

Gesamtdeutsche Block/Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten - GB/BHE sowie die FDP

fallen nach zum Teil massiven Verlusten unter die Zehnprozent-Marke.       Der Trend zum

Zweiparteien-System schält sich schon bei dieser Wahl deutlich heraus.    Obwohl die CSU mit

101 Sitzen fast die absolute Mehrheit erreicht hat, bleibt es bei der Dreierkoalition aus CSU,

GB/BHE und FDP.    Zum Ministerpräsidenten wird Hanns Seidel gewählt. Sein Stellvertreter,

Rudolf Eberhard, gehört aber aufgrund der Mehrheitsverhältnisse nun auch der Christlich

Sozialen Union an.

Januar 1960 – Hans Ehard wird Bayerischer Ministerpräsident

München * Nachdem Hanns Seidel aus Gesundheitsgründen zurücktreten muss, übernimmt

erneut der inzwischen 72-jährige Hans Ehard das Amt des Bayerischen Ministerpräsidenten.

Ansonsten ändert sich an der personellen Besetzung des Kabinetts nichts.

26. Oktober 1962 – Eine widerrechtliche Polizeiaktion gegen das Magazin „Der Spiegel“
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Bonn * Bundesverteidigungsminister Franz Josef Strauß veranlasst eine widerrechtliche

Polizeiaktion gegen das Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“. Es ist zu erwarten, dass sich diese

Aktion negativ auf das Wahlergebnis in Bayern auswirken würde. Doch genau das Gegenteil ist

der Fall.

25. November 1962 – Absolute Mehrheit für die CSU

Freistaat Bayern * Mit der Wahl vom 25. November 1962 werden endgültig die Weichen für die

späteren Regierungsverhältnisse in Bayern gestellt. Seither führen die der CSU angehörenden

Bayerischen Ministerpräsidenten - Alfons Goppel, Franz Josef Strauß und Max Streibl - von der

Staatskanzlei an der Prinzregentenstraße 9 aus nur noch reine CSU-Kabinette.    Mit satten 47,5

Prozent der Stimmen kann die CSU ihren Stimmenanteil erneut um fast zwei Prozent

erhöhen. Das Ergebnis reicht für die absolute Mehrheit der Landtags-Mandate aus.

21. Mai 1965 – Die Queen in München

München * Die englische Königin und ihr Ehemann Prinz Philip treffen im Rahmen ihrer

Deutschlandreise bei eher kühlem Frühlingswetter in München ein. Ihr Aufenthalt dauert&nbsp;14

Stunden. Lange genug, um in den Straßen der Landeshauptstadt eine wahre Volksfeststimmung

herrschen zu lassen. Hunderttausende säumten die Straßen und bereiteten der freundlich

lächelnden und jugendlich wirkenden Queen bei ihrer Fahrt im offenen Wagen frenetische

Ovationen. Ministerpräsident Alfons&nbsp;Goppel drückte diese Stimmung mit den Worten aus:

„Die Herzen des bayerischen Volkes schlagen Eurer Majestät entgegen!“    Die Bayern

widersetzten sich allen von oben erlassenen Anordnungen zum Aufenthalt der Queen und

gestalteten den Besuch weitgehend nach ihrem eigenen Willen. Die Staatsregierung reizte mal

wieder alle Möglichkeiten aus, um vor der Weltöffentlichkeit ihr ausgeprägtes weiß-blaues

Staatsbewusstsein zu zelebrieren und mithilfe von Zeremoniell und Symbolik souveräne

Staatlichkeit zu beweisen.&nbsp;    Auf Veranlassung des bayerischen Ministerpräsidenten Alfons

Goppel spielt die Blaskapelle beim Ankommen des Sonderzuges der britischen Königin Elisabeth

die Bayerische Nationalhymne, obwohl der Bundespräsident Heinrich Lübke dies der

Staatsregierung zuvor ausdrücklich untersagt hatte. &nbsp;    Die königlichen Gäste von der Insel

mussten sich alle Strophen der&nbsp;„Bayern-Hymne“&nbsp;anhören, was Prinz Philip zur

Bemerkung hinreißen lässt:&nbsp;„Oh, ein ganzes Konzert.“&nbsp;    Wegen der

„Bayern-Hymne“ schlitterte die Bundesrepublik Deutschland beinahe in eine Staatskrise. Der

bayerische Ministerpräsident riskierte wegen seines Trotzes ein Verfahren wegen

„separatistischer Machenschaften“. Letztlich stärkte der Queen-Besuch nicht nur den Freistaat

Münchner Zeitensprünge Seite 49/65



Bayern, sondern auch die Popularität des Ministerpräsidenten Alfons Goppel.

21. Mai 1965 – Mit der „Bayern-Hymne“ knapp an der Staatskrise vorbei

München * Wegen der „Bayern-Hymne“ schlittert die Bundesrepublik Deutschland beinahe in eine

Staatskrise. Auf Veranlassung des bayerischen Ministerpräsidenten Alfons Goppel spielt die

Blaskapelle beim Ankommen des Sonderzuges der britischen Königin Elisabeth die Bayerische

Nationalhymne, obwohl dies Bundespräsident Heinrich Lübke der Staatsregierung zuvor

ausdrücklich untersagt hatte.      Die Gäste müssen sich alle Strophen anhören. Verwundert

bemerkt Prinz Philip: „Oh, ein ganzes Konzert“. Und Bundespräsident Heinrich Lübke tobt. 

20. November 1966 – Alfons Goppel leitet ein CSU-Kabinett

München * Das Kabinett unter Alfons Goppel setzt sich nur noch aus CSU-Mitgliedern

zusammen. Während Goppels Amtszeit kann die CSU ihren Stimmenanteil beständig steigern.

So erreicht sie am 20. November 1966 48,1 Prozent.

19. März 1968 – Der Josefi-Tag ist letztmals in Bayern ein Feiertag

München * Der „Josefi-Tag“ ist letztmals in Bayern ein Feiertag. Er wird in der Amtszeit des

Ministerpräsidenten Alfons Goppel abgeschafft. 

11. Juni 1972 – Hans Schuierer gewinnt die Landratswahl

Schwandorf * Hans Schuierer (SPD) wird zum Landrat des neu gebildeten Landkreises

Schwandorf gewählt. Zunächst liegt er mit nur 375 Stimmen vor seinem CSU-Gegenkandidaten

Peter Spichtinger.   Auf Veranlassung des bayerischen Ministerpräsidenten Alfons Goppel wird

das knappe Wahlergebnis nachgezählt. Schuierer kommentiert den Vorgang später sinngemäß:

Wenn ein Sozialdemokrat in einem CSU-geprägten Landkreis gewinnt, könne etwas nicht

stimmen. Doch die Nachzählung bestätigt seinen Sieg: Sein Vorsprung wächst um weitere 50 auf

insgesamt 425 Stimmen.

13. Dezember 1973 – Der Ältestenrat spricht sich für eine Eisner-Gedenktafel aus
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München-Graggenau * Der Ältestenrat der Stadt München spricht sich für eine Gedenktafel für

den ermordeten Ministerpräsidenten Kurt Eisner aus. 

8. November 1976 – Die Gedenktafel für Kurt Eisner wird am Promenadeplatz enthüllt

München-Kreuzviertel * Die Gedenktafel für Kurt Eisner wird am Promenadeplatz, einige Meter

vom Tatort entfernt, auf einer vorwiegend von Hundehaltern beachteten Fläche zwischen den

Trambahngleisen und dem Bürgersteig, in den Rasen einzulassen und an diesem Tag enthüllt.

Die Stelle wird von vielen als skandalös empfunden, da die Gedenkplatte an dieser Stelle ganz

stark an ein „Marterl“ für ein Unfallopfer der Straßenbahnlinie 19 erinnert.    Die Inschrift der

Gedenkplatte lautet: „Zur Erinnerung an den Bayerischen Ministerpräsidenten Kurt Eisner, der am

21. Februar 1919 vor dem Montgelas-Palais ermordet wurde.“  Sie liegt bis zum 25. April 2005 an

dieser Stelle. 

1. Dezember 1976 – Helmut Kohl wird CDU-Fraktions-Vorsitzender

Bonn * Der Rheinland-Pfälzische Ministerpräsident Helmut Kohl wird zum Vorsitzenden der

künftigen CDU-Bundestagsfraktion gewählt. 

15. Oktober 1978 – Bei der Landtagswahl erhält die CSU 59,1 Prozent

Freistaat Bayern - München * Für die Landtagswahl gibt es mit Franz Josef Strauß einen neuen

Kandidaten für das Amt des Bayerischen Ministerpräsidenten.    Seine CSU bringt es auf 59,1

Prozent und erreicht damit ihr zweitbestes Ergebnis seit 1946, obwohl die Christsozialen drei

Prozent verlieren. Auf Nachfragen der Journalisten reagiert der designierte

Ministerpräsident unwirsch mit den Worten: „I mag diese Miesmacherei net“.

1979 – Die Raumprobleme durch den Bau eines Glockenturmes lösen

München-Untergiesing * Bei einem Besuch des bayerischen Ministerpräsidenten Alfons Goppel

wird die Problematik der beengten Raumverhältnisse im Untergiesinger

Templer-Kloster angesprochen.    Die einbezogene staatliche Beamtenschaft schlägt vor, die

Raumprobleme durch den Bau eines Glockenturmes zu lösen. Denn auf einen Glockenturm hat

eine Religionsgemeinschaft sogar einen Rechtsanspruch.    Mit dem achtstöckigen Bauwerk kann
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die dringend benötigte Nutzfläche von über vierhundert Quadratmetern erzeugt werden. Der

Turm besitzt eine Gesamthöhe von 87 Metern, bei einer Diagonale von elf Metern.    Die

Turmzwiebel umfasst alleine eine Höhe von 18 Metern. Und damit ragt dieser Turm natürlich

weithin sichtbar über das Untergiesinger Wohnungsneubaugebiet und die sich in dieser Gegend

befindende Kleingartenanlage.    Schon dadurch gibt der Turm der „Ordensgemeinschaft“ ein

weithin sichtbares Symbol.

24. Mai 1979 – Franz Josef Strauß gibt seine Kanzlerkandidatur bekannt

München * Der bayerische Ministerpräsident und CSU-Vorsitzende Franz Josef Strauß gibt seine

Kanzlerkandidatur bekannt. 

28. Mai 1979 – Der CDU-Bundesvorstand kürt Ernst Albrecht zum Kanzlerkandidaten

Bonn * Der CDU-Bundesvorstand benennt den niedersächsischen Ministerpräsidenten Ernst

Albrecht zum Kanzlerkandidaten. Der CDU-Vorsitzende Helmut Kohl hatte zuvor auf eine erneute

Kandidatur verzichtet. 

23. September 1980 – Franz Josef Strauß lässt Demonstranten umzingeln

München-Graggenau • Der Kanzlerkandidat der CDU/CSU, Franz Josef Strauß, will vor seiner

Rede auf dem Marienplatz von der Polizei Demonstranten entfernen lassen, die auf

Transparenten Stoppt Strauß fordern und durch Sprechchöre auf sich aufmerksam machen.    Da

der Einsatzleiter dazu keine rechtliche Grundlage sieht, wird auf der Stelle von Strauß (jetzt in

seiner Eigenschaft als bayerischer Ministerpräsident) abgesetzt. Die Demonstranten sehen sich

kurz darauf von einem großen Polizeiaufgebot umzingelt. 

26. September 1980 – Das Oktoberfest-Attentat

München-Theresienwiese * Freitag, 22:19 Uhr: Am Haupteingang der Wiesn explodiert ein

Sprengsatz. Der Feuerball unterbricht die ausgelassene Volksfeststimmung auf dem

Oktoberfest und tötet 13 Menschen. 211 Personen werden verletzt, davon 68 schwer. „Menschen

wirbeln durch die Luft, Blut spritzt, zerfetzte Gliedmaßen, unglaubliche Schmerzen und

verzweifelte Schreie, die nur die hörten, denen nicht gleich das Trommelfell platzte“. Einer der
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Toten ist der Geologiestudent Gundolf Köhler (21). Als die Rettungskräfte am Tatort eintreffen,

finden sie in einem Umkreis von bis zu 23 Metern Verletzte und Tote verstreut auf der Straße

liegen. Die die Detonation begleitende Druckwelle ist gewaltig gewesen.     Noch in der Nacht

stehen für die Bayerische Staatsregierung die Schuldigen fest: Die RAF und linke Terroristen

müssen für das Massaker verantwortlich sein. Ministerpräsident Franz Josef Strauß steht mitten

im Wahlkampf. Er will Helmut Schmidt (SPD) als Bundeskanzler ablösen und hat sich selbst als

starker Law-and-Order-Mann positioniert.    Nun sieht Franz Josef Strauß seine Stunde

gekommen. Er greift Innenminister Gerhard Baum (FDP) an, der für das

Nachrichtenmagazin Spiegel eine Diskussion mit dem RAF-Anwalt und Ex-Terroristen Horst

Mahler geführt hat. Strauß macht Baum für das Attentat mitverantwortlich, weil er den

Terrorismus quasi salonfähig gemacht hat. Strauß fordert, dass sofort Flugblätter produziert

werden, die Baum im Gespräch mit Mahler zeigen. Doch die Attacke gegen Links wird sich bald

als Bumerang erweisen.     Auf den Verdacht hin, dass es sich um einen Terrorakt handelte,

leitet Generalbundesanwalt Kurt Rebmann zusätzlich ein Ermittlungsverfahren

gegen Unbekannt ein. Die Untersuchung liegt damit federführend beim Bund.     Nach intensiven

Beratungen mit Politikern, dem Polizeipräsidenten und den Veranstaltern entscheidet

Oberbürgermeister Erich Kiesl noch mitten in der Nacht, das Oktoberfest nicht abzubrechen,

sondern nur einen Trauertag zu veranstalten. Man wolle und dürfe sich dem Terror, gleich von

welcher Seite, nicht beugen. Bei dieser nicht unumstrittenen Entscheidung hat man auch das

Beispiel der XX. Olympischen Spiele in München vor Augen, die trotz eines Terroranschlages zu

Ende geführt worden waren.

27. September 1980 – Abendzeitung: „Eine Spur führt direkt zu den Neo-Nazis“

Theresienwiese - München * Die Abendzeitung erscheint am Tag nach dem Wiesn-Attentat mit

einer Sonderausgabe und der Nachricht, dass eine Spur direkt zu den Neo-Nazis führt. Doch

Ministerpräsident Franz Josef Strauß beharrt darauf, die Schuld linken Terroristen zu geben.

5. Oktober 1980 – Ergebnis der Bundestagswahl 1980

Bundesrepublik Deutschland * In dem sehr emotionsgeladenen Wahlkampf [„Stoppt Strauß“]

konzentrieren sich die Auseinandersetzungen zwischen den beiden Kanzlerkandidaten Helmut

Schmidt und Franz Josef Strauß. Bei der Wahl zum 9. Deutschen Bundestag erhält       die SPD

mit ihrem amtierenden Bundeskanzler Helmut Schmidt 42,9 Prozent der Stimmen [+ 0,3] und 228

Sitze.   Die CDU/CSU mit ihrem Kanzlerkandidaten Franz Josef Strauß erhält 44,5 Prozent [- 4,1]

und 237 Sitze.   Die FDP bekommt 10,6 Prozent [+ 2,7] und 54 Sitze.   DIE GRÜNEN, die
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erstmals bei einer Bundestagswahl antreten, kommen aber nur auf 1,5 Prozent der abgegebenen

Stimmen.      Helmut Schmidt [SPD] wird Bundeskanzler einer Koalition aus SPD und FDP. 

6. November 1980 – 2.000 Rekruten legen auf dem Königsplatz ihr Feierliches Gelöbnis ab

München-Maxvorstadt * Aus Anlass des 25-jährigen Bestehens der Bundeswehr legen 2.000

Rekruten auf dem Königsplatz ihr Feierliches Gelöbnis ab. Generalmajor Wolfgang Kessler und

Ministerpräsident Franz Josef Strauß sprechen dabei von der „Erhaltung des Friedens durch

Abschreckung“.      Die Vereidigung auf dem Königsplatz ruft Erinnerungen an die

Aufmärsche während der NS-Zeit wach, weshalb parallel zur Gelöbnisfeier eine

Protestveranstaltung der Münchner Bürgerinitiative für Frieden und Abrüstung stattfindet.

Transparente mit der Aufschrift „Auf Hitlers Plattenmeer gelobt nunmehr die Bundeswehr“ werden

von den Demonstranten mitgetragen. 

3. Dezember 1980 – Strauß fordert eine deutsche Wiederaufarbeitungsanlage

München-Haidhausen * In einer Regierungserklärung erklärt Ministerpräsident Franz Josef

Strauß, dass die Bundesrepublik eine eigene Wiederaufarbeitungsanlage benötigt. Wackersdorf

nennt er zu diesem Zeitpunkt noch nicht öffentlich als möglichen Standort.

19. September 1981 – Das Containerbier erregt die Gemüter

München-Theresienwiese * Das Containerbier lässt die Volksseele kochen. Oberbürgermeister

Erich Kiesl und Ministerpräsident Franz Josef Strauß ergreifen in offenen Briefen an die

Brauereien Partei für das traditionelle Holzfass. Die Brauereien ihrerseits erklären, die

Beschaffung von Holzfässern ist „in Zukunft fast nicht mehr zu lösen“. Für dieses Jahr kann der

Einzug des Containerbieres auf dem Oktoberfest noch einmal gestoppt werden.

21. September 1985 – Das Container-Bier beginnt sich auf der Wiesn durchzusetzen

München-Theresienwiese • Das Container-Bier beginnt sich auf der Wiesn durchzusetzen, auch

wenn der Stadtrat nur einen „rückholbaren Versuch“ genehmigen will, weil „eine auf der Welt

einzigartige Tradition nicht einfach beendet werden kann“. Selbst der bayerische

Ministerpräsident Franz Josef Strauß beklagt, dass hier „die Axt ans Eichenfass“ gelegt und

Münchner Zeitensprünge Seite 54/65



dadurch „ein Stück bayerischer Tradition zu Grabe getragen“ werde.

29. September 1986 – Pfeifkonzert gegen Franz Josef Strauß

Schwandorf * Bei einem Wahlkampfauftritt von Ministerpräsident Franz Josef Strauß im

Schwandorfer Sepp-Simon-Stadion protestieren mehrere Hundert WAA-Gegner innerhalb und

außerhalb des Stadions. Mit einem anhaltenden Pfeif- und Brüllkonzert bringen sie ihre

Ablehnung der Wiederaufarbeitungsanlage und der Politik der Staatsregierung zum Ausdruck.

Ein außergewöhnlich großes Polizeiaufgebot sichert die Veranstaltung.

29. September 1986 – Pfeifkonzert gegen Franz Josef Strauß

Schwandorf * Bei einem Wahlkampfauftritt von Ministerpräsident Franz Josef Strauß im

Schwandorfer Sepp-Simon-Stadion protestieren mehrere Hundert WAA-Gegner innerhalb und

außerhalb des Stadions. Mit einem anhaltenden Pfeif- und Brüllkonzert bringen sie ihre

Ablehnung der Wiederaufarbeitungsanlage und der Politik der Staatsregierung zum Ausdruck.

Ein außergewöhnlich großes Polizeiaufgebot sichert die Veranstaltung.

12. Oktober 1986 – Ergebnis der Landtagswahl 1986

Freistaat Bayern - München * Franz Joseph Strauß wird zum dritten Mal Ministerpräsident und

kann       mit 128 CSU-Abgeordneten   gegen 61 SPD- und   15 Grüne-Abgeordnete regieren.     

Die SPD büßt 4,4 Prozent ein, die CSU 2,5 Prozent. Die Grünen schaffen mit 7,5 Prozent den

Einzug in den Bayerischen Landtag ohne Schwierigkeiten.

26. Februar 1987 – Horst Seehofer will Aids-Kranke „konzentrieren“

Bonn * Horst Seehofer, aufstrebender CSU-Bundestagsabgeordneter, wird im Stern zitiert, dass

er Aidskranke „in speziellen Heimen“ sammeln, sogar „konzentrieren“ will.    Später lässt

Seehofer übrigens ausrichten, dass man damals in der Aids-Politik noch auf der „Suche nach

dem richtigen Weg“ gewesen sei. Der damalige Weg wäre inzwischen „längst überholt“. 

19. Mai 1987 – Bayern beschließt einen Anti-Aids-Maßnahmenkatalog
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München * Auf Betreiben von Peter Gauweiler, CSU-Staatssekretär im bayerischen

Innenministerium, beschließt Bayerns Regierung unter der Führung von Franz Josef Strauß einen

umstrittenen, bundesweit einmaligen Anti-Aids-Maßnahmenkatalog. Damit soll Bayern zum

Vorbild eines „europäischen Hygienekreises“ werden (Franz Josef Strauß). 

17. September 1988 – Franz Josef Strauß verzichtet auf die Teilnehme beim Wiesn-Anzapfen

München-Theresienwiese * Ministerpräsident Franz Josef Strauß verzichtet auf die Teilnehme

beim Oktoberfest-Anzapfen im Schottenhamel-Festzelt und eröffnet dafür lieber einen Korbmarkt

im oberfränkischen Lichtenfels. Strauß hat sicher bemerkt, dass ihm bei dieser Prozedur nur eine

Statistenrolle zugewiesen ist.

3. Oktober 1988 – Das Kurt-Eisner-Denkmal von Erika Maria Lankes wird akzeptiert

München * Im Bauausschuss einigt man sich, den Entwurf der Münchner Künstlerin Erika Maria

Lankes für ein Kurt-Eisner-Denkmal zur Annahme zu empfehlen. Die prinzipiellen Bedenken

gegen ein „Denkmal für einen Bürgerschreck“ sind in der Zwischenzeit offensichtlich überwunden.

     Herausgekommen ist ein für Bayern typischer politischer Kuhhandel: ein ebenerdiges

Bodendenkmal, eine lebensgroße in Eisen gegossene Umrisszeichnung des erschossenen

Ministerpräsidenten auf dem Gehweg. Damals ist noch nichts von dem Hauptargument der

Verhinderer der Stolpersteine zu hören, dass Antidemokraten und Faschisten ihre

Springerstiefeln an dem ermordeten jüdischen Sozialdemokraten abwischen könnten. 

3. Oktober 1988 – Tod von Franz Josef Strauß

Regensburg * Der bayerische Ministerpräsident Franz Josef Strauß stirbt um 11:45 Uhr im Alter

von 73 Jahren im Krankenhaus der Barmherzige Brüder in Regensburg. Mit seinem Tod verliert

das WAA-Projekt seinen politisch einflussreichsten und entschiedensten Befürworter. Der

Führungswechsel in der Bayerischen Staatsregierung verändert die politischen

Rahmenbedingungen für das zunehmend umstrittene und wirtschaftlich belastete Großprojekt

grundlegend.   Sein Nachfolger als Ministerpräsident wird Max Streibl. 

18. April 1989 – Streibl rückt erstmals von der WAA ab
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München-Haidhausen * Ministerpräsident Max Streibl lässt in einer Regierungserklärung vor dem

Bayerischen Landtag erstmals ein deutliches Abrücken vom Bau der Wiederaufarbeitungsanlage

erkennen. Er erklärt, er sei nie ein „heißer Verfechter der Kernenergie“ gewesen und werde für

die WAA „gewiss nicht kämpfen“.   Eine ausdrückliche Beendigung des Projekts verkündet Streibl

an diesem Tag noch nicht. Seine Äußerungen markieren jedoch den politischen Kurswechsel der

Staatsregierung: Bayern hält nicht länger bedingungslos an Wackersdorf fest und zeigt sich für

die Wiederaufarbeitung deutscher Brennelemente im Ausland offen. 

4. März 1992 – SPD-Landesvorsitzende Renate Schmidt als Krampfhenne verunglimpft

Passau * Ministerpräsident Max Streibl bezeichnet die SPD-Landesvorsitzende Renate Schmidt

beim Politischen Aschermittwoch in Passau als „Krampfhenne“. 

27. Mai 1993 – Ministerpräsident Max Streibl muss wegen der Amigo-Affäre zurücktreten

München-Graggenau * Ministerpräsident Max Streibl muss wegen der sogenannten

„Amigo-Affäre“ zurücktreten. Den Ministerpräsidenten-Sessel übernimmt sein Parteifreund

Edmund Stoiber.

16. November 1993 – „... Bayern einen Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt“

München * Klaus Warnecke, Landtagsabgeordneter der SPD schreibt in der Süddeutschen

Zeitung einen Leserbrief und bringt darin folgende Meinung zum Ausdruck:    „[...] Die

Hindenburgs, Ludendorffs und ihre monarchistischen Attrappen hatten das Volk im

Reichsdurchschnitt im Herbst 1918 auf 500 bis 600 Kalorien pro Tag und Nase

heruntergehungert. [...] 200.000 bayerische Soldaten waren gefallen. [...]      Während sich die

Monarchie von dannen stahl und die Generäle an der Dolchstoß-Legende zu stricken begannen,

gab es in München eine einzige Kraft, die halbwegs Ordnung in das Chaos zu bringen versuchte

und den Umständen entsprechend auch brachte: die von den Konservativen und Reaktionären

aller Richtungen bisher aus jeder politischen Verantwortung ferngehaltenen Sozialdemokraten

und deren linkspazifistische Absplitterung die USPD mit Eisner an der Spitze. [...]      Der totale

politisch/militärisch/soziale Scherbenhaufen des Winters 1918/19 war das Erbe des

Großmachtwahns der Feldmarschälle und Monarchen.     Das Kabinett unter Ministerpräsident

Kurt Eisner mit dem Innenminister Erhard Auer und Albert Roßhaupter, die sich auf den

eigentlichen Ordnungsfaktor in München, die Arbeiterräte, stützen konnte, hat Bayern einen
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Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt.     Das wahre Chaos begann erst, als der

rechtsradikale Offizier Graf Arco den Pazifisten Kurt Eisner am 21. Februar 1919 auf offener

Straße ermordete. [...].“

1994 – Der Gebissersatz Marke Seehofer erhält den Blödsinnstaler

München-Graggenau - München-Angerviertel * Im Valentin-Musäum&nbsp;wird wieder einmal

der Blödsinnstaler&nbsp;für den größten Blödsinn des Jahres&nbsp;vergeben. Es ist der

„Gebissersatz Marke Seehofer“ - ein Fleischwolf, der die Speisen so zerkleinert, dass sie auch

ohne Zähne verspeist werden können.&nbsp;

21. September 2003 – Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag 2003

Freistaat Bayern - München • Nach der Auszählung der Landtagswahl gehören dem Bayerischen

Landtag in dieser 15. Legislaturperiode 180 Mitglieder an. Bei der Wahl zum 15. Bayerischen

Landtag erhält       die CSU mit ihrem amtierenden Ministerpräsidenten Edmund Stoiber 60,7

Prozent [+ 7,8] und 124 Sitze.   Die SPD mit ihrem Kandidaten Franz Maget erringt 19,6 Prozent

der Stimmen [- 9,1] und 41 Sitze.   DIE GRÜNEN kommen auf 7,7 Prozent der Wählerstimmen [+

2,0] und 15 Sitze.      Edmund Stoiber wird erneut Bayerischer Ministerpräsident und kann mit

seiner CSU-Alleinregierung mit einer Zweidrittel-Mehrheit regieren. 

25. April 2005 – Maximilian Joseph Graf von Montgelas bekommt ein Denkmal

München-Kreuzviertel * Mit den Worten: „Heute erfüllt sich ein lang gehegtes Anliegen: Der

Freistaat Bayern ehrt den großen Staatsmann Minister Maximilian Joseph Graf von Montgelas mit

der Aufstellung eines Denkmals am Promenadeplatz“, übergibt Finanzminister Kurt Faltlhauser

das Denkmal der Öffentlichkeit.       Die fast zehn Tonnen schwere und 6,20 Meter hohe Skulptur

wurde - nach einem Wettbewerb - von der Berliner Künstlerin und Kunstprofessorin Karin Sander

geschaffen. Sie ließ dazu Montgelas-Büsten und Gemälde fotografieren und einscannen. Mit den

gesammelten Daten errechnete der Computer ein dreidimensionales Bild.    Auf dieser

Datenbasis entwickelte die Künstlerin und der Engineering-Dienstleister Bertrandt AG das

tragende Stahlgerüst der aus fünfzehn Segmenten bestehenden Aluminiumfigur. Die einzelnen

Teile wurden aus viereckigen Rohlingen mit einem Gesamtgewicht von dreißig Tonnen auf

Fünf-Achs-Hochgeschwindigkeitsfräsen ausgefräst.    Die acht Tonnen schwere Figur wird von

einem eineinhalb Tonnen schweren Stahlgerüst getragen. Die Verbindungstechnik im Inneren der
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Skulptur wiegt weitere 500 Kilo.   Damit das Montgelas-Denkmal richtig wirkt, muss man es aus

einiger Entfernung betrachten, erst dann kann man den Dargestellten eindeutig identifizieren. Je

näher man der Statue kommt, desto mehr löst sie sich - bedingt durch die Oberflächenstruktur -

auf und wird abstrakt. Dieses Abstandhalten zu dieser geschichtsträchtigen Persönlichkeit war

ein Anliegen der Künstlerin.     Ein weiterer Kritikpunkt ist die Höhe der Skulptur. Dabei ist sie mit

ihren 6,20 Metern exakt genauso hoch wie das daneben stehende

Orlando-di-Lasso-Denkmal. Allerdings mit dem Unterschied, dass der Aluminium-Montgelas nicht

auf einem Sockel, sondern in der Wiese steht.   Und das ist angemessen, da in einer

demokratischen Gesellschaft niemand mehr idealisiert dargestellt und auf einem Sockel

aufgestellt werden darf und damit für den normalen Bürger unerreichbar wird. Und ein

Reformer, der noch dazu mit beiden Beinen auf dem Boden der Realität steht, kann, wenn schon

unbedingt ein persönliches Denkmal Aufstellung finden muss, durchaus angemessen sein.     

Gleichzeitig mit der Aufstellung des Montgelas-Denkmals wird sang- und klanglos die

Gedenktafel für Bayerns ersten demokratischen Ministerpräsidenten, Kurt Eisner, mit der

Begründung entfernt, dass ja in angemessenem Abstand und an authentischer Stelle seit dem

Jahr 1989 eine Bodenplatte angebracht worden ist. Die Eisner-Gedenkplatte wird im Depot des

Münchner Stadtmuseums abgestellt.

28. September 2008 – Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag 2008

Freistaat Bayern * Bei der Wahl zum 16. Bayerischen Landtag        stürzt die CSU mit ihrem

amtierenden Bayerischen Ministerpräsidenten Günter Beckstein auf 43,4 Prozent [- 17,3] ab und

verliert nicht nur 32 Abgeordnetenmandate [jetzt 92], sondern auch die seit 1962 ununterbrochen

erreichte absolute Mehrheit der Landtagsmandate.    Die SPD mit ihrem Kandidaten Franz Maget

erringt 18,6 Prozent der Stimmen [- 1,0] und 39 Sitze das bisher schlechteste Ergebnis seit 1946. 

 Die FDP bekommt 8,0 Prozent [+ 5,4] und 16 Sitze und kommen nach 14 Jahren Abwesenheit

im bayerischen Parlament wieder zurück.   Erstmals ziehen die Freien Wähler mit 10,2 Prozent

der Stimmen [+ 6,2] und 21 Sitzen in den Bayerischen Landtag ein.    DIE GRÜNEN kommen auf

9,4 Prozent der Wählerstimmen [+ 1,7] und 19 Sitze. 

27. Oktober 2008 – Horst Seehofer wird zum Ministerpräsidenten gewählt

München * Horst Seehofer wird vom Bayerischen Landtag zum Ministerpräsidenten gewählt. 

21. Februar 2009 – Kurt Eisners Porträt für die Bayerische Staatskanzlei
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München-Kreuzviertel * Am 90. Todestag des ersten demokratischen Ministerpräsidenten des

Freistaats Bayern wird vom Verein „Das andere Bayern e.V.“ für die Bayerische Staatskanzlei ein

Porträt von Kurt Eisner gestiftet und übergeben.    Das Geschenk wird zwar vom Pförtner

entgegen genommen, aber mit einer fadenscheinigen Argumentation trotzdem nicht aufgehängt. 

April 2009 – Die Breze wird zum Wahlkampfthema

Freistaat Bayern - Brüssel * Im Europawahlkampf macht die CSU die geplanten

EU-Nährwertprofile zu einem Symbol für die angebliche „Regulierungswut aus Brüssel“. Dabei

entsteht in der öffentlichen Debatte vielfach der Eindruck, die Europäische Union wolle den

Salzgehalt von Brezen und Brot vorschreiben oder das Salz auf der Breze verbieten.   

Ministerpräsident Horst Seehofer kündigt an, „zu verhindern, dass die EU über den Salzgehalt

unserer Brezen beschließt“.   Europakandidatin Monika Hohlmeier fordert, „jeder Bäcker in

Deutschland [solle] selbst entscheiden, wie viel Salz er zum Backen benötigt“.   Für die

CSU-Europaabgeordnete Anja Weisgerber geht es um die „Rettung des traditionellen deutschen

Brotes“.    Tatsächlich beziehen sich die geplanten EU-Nährwertprofile ausschließlich auf

gesundheits- und nährwertbezogene Werbeaussagen. Weder die Rezeptur noch der Verkauf von

Brot und Brezen stehen zur Debatte. Die Breze wird dennoch zu einem der bekanntesten

Symbole des Europawahlkampfs 2009. 

30. April 2009 – Ein Wettbewerb für das neue Kurt-Eisner-Denkmal

München * Die Landeshauptstadt München lädt zwölf Künstler zu einem nicht-öffentlichen

Wettbewerb für die Gestaltung eines neuen Denkmals für den ersten demokratischen

Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern, Kurt Eisner.&nbsp;

22. September 2012 – Oberbürgermeister Christian Ude eröffnet das 179. Oktoberfest

München-Theresienwiese • Mit dem traditionellen Anzapfen des ersten Fasses im

Schottenhamel-Festzelt durch den Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München wird das

179. Oktoberfest eröffnet.    Gewohnt souverän treibt Christian Ude den Wechsel mit zwei

kräftigen Schlägen in das Holzfass. Erst mit dem Ausruf „O‘zapft is‘!“ des Bürgermeisters darf

auch in den anderen Zelten Bier ausgeschenkt werden. Dies erledigt Christian Ude beim 17.

Einsatz als Anzapfer ohne Probleme. Wie gewohnt fügt er hinzu: „Auf eine friedliche Wiesn!“. Die

erste Mass geht direkt an Horst Seehofer in seiner Funktion als Bayerischer Ministerpräsident.   
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Gleichzeitig beginnt das 125. Bayerische Zentral-Landwirtschaftsfest. Es wird vom

Ministerpräsidenten Horst Seehofer eröffnet und dauert bis zum 30. September.

15. September 2013 – Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag 2013

Freistaat Bayern - München * Nach der Auszählung der Landtagswahl gehören dem Bayerischen

Landtag in dieser 17. Legislaturperiode 180 Mitglieder an.    Bei der Wahl zum 17. Bayerischen

Landtag erreicht       die CSU mit ihrem amtierenden Bayerischen Ministerpräsidenten Horst

Seehofer 47,7 Prozent [+ 4,3] und 101 Sitze. Damit erreicht sie wieder die absolute Mehrheit.  

Die SPD mit ihrem Kandidaten Christian Ude erringt 20,6 Prozent der Stimmen [+ 2,0] und 42

Sitze.   Die Freien Wähler erhalten 9,0 Prozent der Stimmen [-1,2] und 19 Sitze.   DIE

GRÜNEN kommen auf 8,6 Prozent der Wählerstimmen [- 0,8] und 18 Sitze.   Die FDP fliegt mit

3,3 Prozent (- 4,7 Prozent) aus dem Bayerischen Landtag.      Horst Seehofer wird erneut

Bayerischer Ministerpräsident und kann mit einer CSU-Alleinregierung arbeiten. 

8. September 2014 – Uli Hoeneß gibt den Bayerischen Verdienstorden zurück

München * Die Frau und die Kinder von dem in der Strafvollzugsanstalt Landsberg wegen

Steuerhinterziehung zu einer dreieinhalbjährigen Haftstrafe einsitzenden Ex-Bayern-Präsidenten

Uli Hoeneß geben seinen Bayerischen Verdienstorden persönlich bei Ministerpräsident Horst

Seehofer zurück.    Die Bayerische Staatskanzlei soll Hoeneß zu diesem Schritt bedrängt haben.

Es sei ein ungeschriebenes Gesetz, dass zu einer Strafe ohne Bewährung Verurteilte den Orden

zurückgeben müssen. Der Bayerische Verdienstorden wurde Uli Hoeneß im Jahr 2002 verliehen. 

2017 – Richtige Schreibweise: Wiesn

München - Welt *&nbsp;Endlich gibt es Klarheit über die richtige Schreibweise „Wiesn“ oder

„Wies‘n“ als Synonym von „Oktoberfest“. Die richtige und offizielle Schreibweise ist seither

„Wiesn“ und wird in die digitale Version des Duden aufgenommen.    Diese weltbewegende

Aktion hat der Münchner Radiosender Gong 96.3 initiiert, die beim bayerischen

Ministerpräsidenten Horst Seehofer und dem Münchner Oberbürgermeister Dieter Reiter

Unterstützung fand.
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21. Februar 2017 – Die Linke will einen Kurt-Eisner-Platz

München * Die Fraktion Die Linke des Münchner Stadtrats bringt einen Antrag zur Umbenennung

des Marienhofs in Kurt-Eisner-Platz ein. Darin heißt es: „Der bislang namenlose Platz nördlich

des Rathauses wird anlässlich des hundertsten Jahrestages der Proklamation der „freien

Volksrepublik Bayern“ durch den ersten Bayerischen Ministerpräsidenten Kurt Eisner zum

„Kurt-Eisner-Platz“ gewidmet.    Die Landeshauptstadt setzt sich beim Betreiber der S-Bahn

München dafür ein, dass auch die geplante Haltestelle für den zweiten S-Bahn-Tieftunnel nach

Kurt Eisner benannt wird.“ 

24. September 2017 – Die CSU stürzt ab - Riesige Stimmengewinne der AfD

Freistaat Bayern - München * Bei der Wahl zum 19. Bundestag erhält       die CSU in Bayern

lediglich 38,8 Prozent der Stimmen [- 10,5].   Die SPD kommt gerade einmal auf 20,0 Prozent [-

4,7],   die Grünen erhalten 9,8 Prozent [+ 1,2],   die Linke erreicht 6,1 Prozent [+ 2,3],   die FDP

kann 10,2 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen [+ 5,1].   Auch im Freistaat ist die Alternative

für Deutschland - AfD die große Gewinnerin, mit 12,4 Prozent der Stimmen, was einem Plus von

8,1 Prozent entspricht.

6. November 2017 – Die Landtags-SPD fordert einen Feiertag zum Demokratie-Jubiläum

München * Der SPD-Fraktionsvorsitzende im Bayerischen Landtag, Markus Rinderspacher,

schreibt an Ministerpräsident Horst Seehofer: „Wir sollten das Jahr 2018 nutzen, um an die

Heldinnen und Helden der Demokratie in Bayern zu erinnern“, nachdem der Freistaat Bayern sein

100-jähriges Bestehen feiert.    Und weiter: „Der 8. November 1918 hat deshalb für den Freistaat

Bayern eine Bedeutung, die der des 14. Juli 1789 für Frankreich oder der des 4. Juli 1777 für die

USA in nichts nachsteht.“ Er fordert den CSU-Regierungschef auf, sich für den Feiertag im

kommenden Jahr einzusetzen. 

16. Dezember 2017 – Markus Söder zum designierten Ministerpräsidenten gewählt

Nürnberg * Auf dem CSU-Parteitag in Nürnberg wählen die Delegierten Markus Söder zum

designierten Ministerpräsidenten. 

16. März 2018 – Der Landtag wählt Markus Söder zum Ministerpräsidenten
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München-Haidhausen * Die aus der CSU bestehende Mehrheit der Abgeordneten des

Bayerischen Landtags wählt Markus Söder zum Ministerpräsidenten.&nbsp;

4. Mai 2018 – Münchens OB gegen Kreuze im Eingangsbereich von Behörden

München * Mit seiner Aussage: „Ich sehe keine Veranlassung, die städtischen Regelungen hierzu

zu verändern“, erteilt Münchens Oberbürgermeister Dieter Reiter der Empfehlung des

bayerischen Ministerpräsidenten Markus Söder, im Eingangsbereich künftig Kreuze aufzuhängen,

eine deutliche Abfuhr. 

1. Juni 2018 – Ein Kreuz im Eingangsbereich der bayerischen Dienstgebäude

Freistaat Bayern * In jedem Dienstgebäude des Freistaats Bayern muss ein Kreuz angebracht

werden. Das löst Proteste und deutschlandweit eine kontroverse Diskussion aus. Selbst Vertreter

der christlichen Kirchen widersprechen dem Beschluss. Auch deshalb, weil Ministerpräsident

Markus Söder erklärt: „Das Kreuz ist nicht ein Zeichen einer Religion.“ Im Kreuz spiegle sich

vielmehr „unsere bayerische Identität und Lebensart“. 

15. September 2018 – Das Bayerische Oberlandesgericht wird wieder gegründet

München * Das Bayerische Oberlandesgericht - BayObLG, das im Jahr 2006 vom damaligen

Ministerpräsident Edmund Stoiber aufgelöst worden war, wird wieder gegründet. 

22. September 2018 – Oberbürgermeister Reiter zapft mit zwei Schlägen im Schottenhamel an

München-Theresienwiese • Oberbürgermeister Dieter Reiter zapft souverän mit zwei Schlägen

das erste Wiesn-Fass in der Schottenhamel-Festhalle an. Danach ertönt sein Ruf: „Ozapft is!“.

Den üblichen Zusatz: „Auf eine friedliche Wiesn!“ vergisst er. Die erste Wiesn-Mass erhält der

neue bayerische Ministerpräsident Markus Söder. 

14. Oktober 2018 – Ergebnis der Wahl zum Bayerischen Landtag 2018

Freistaat Bayern - München * Nach der Auszählung der Landtagswahl gehören dem Bayerischen
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Landtag in dieser 18. Legislaturperiode 205 Mitglieder an. Bei der Wahl zum 18. Bayerischen

Landtag erreicht       die CSU mit ihrem amtierenden Bayerischen Ministerpräsidenten Markus

Söder 37,2 Prozent [- 10,5 %] und 85 Sitze [- 16]. Das ist das schlechteste Wahlergebnis der

CSU seit 1950.   Die GRÜNEN kommen auf 17,6 Prozent der Wählerstimmen [+ 9,0 %] und 38

Parlamentssitze [+ 20], davon 6 Direktmandate.   Die Freien Wähler erhalten 11,6 Prozent der

Stimmen [+ 2,6] und 27 Mandate [+ 8].   Die AfD bekommt 10,2 Prozent der Wählerstimmen [+

10,2] und 22 Sitze [+ 22] und zieht erstmals in den Bayerischen Landtag ein.   Die SPD erringt 9,7

Prozent der Stimmen [- 11,0] und 22 Landtags-Mandate [- 20]. Das ist das schlechteste

Landtagswahlergebnis der SPD seit 1893.   Die FDP erringt 5,1 Prozent der Wählerstimmen

[+1,8] und 11 Mandate [+ 11] und kann damit wieder in den Landtag einziehen.      Die

Wahlbeteiligung liegt bei 72,3 Prozent, so hoch, wie seit 1982 nicht mehr.    Markus Söder wird

Bayerischer Ministerpräsident und kann mit einer Regierungskoalition aus CSU und Freien

Wählern arbeiten. 

7. November 2018 – Staatsakt zum 100. Geburtstag des Freistaats Bayern

München * Ministerpräsident Markus Söder spricht auf einem Staatsakt zum 100. Geburtstag des

Freistaats Bayern, ohne dessen Gründer Kurt Eisner und die Ermordung des Sozialisten durch

einen Rechtsradikalen mit einem Wort zu erwähnen.  Ein Leserbrief in der Süddeutschen Zeitung

bezeichnet Söders Rede „dem Anlass in keiner Weise angemessen“, da er seine Rede in

scherzhaft-launigem Stil vortrug, passend eher zum „Jubiläum eines Trachtenvereins“. 

2022 – Brezelbacken als immaterielles Kulturerbe anerkennen

Berlin * Als Bundeslandwirtschaftsminister ergreift Cem Özdemir die Initiative, das traditionelle

Brezelbacken als immaterielles Kulturerbe anerkennen zu lassen. Dabei betont er zugleich, dass

die Breze ein gemeinsames Kulturgut des süddeutschen und mitteleuropäischen Raums sei. 

25. März 2022 – Söder will über das Konzerthaus „nachdenken“

München-Berg-am-Laim * Ministerpräsident Markus Söder (CSU) rückt vom geplanten

Konzerthaus im Werksviertel ab. Er schätzt die Kosten für den Bau inzwischen auf mehr als eine

Milliarde Euro. Nach seinen Aussagen geht es ihm „um eine Pause zum Denken“.    Deutlich hört

man aber heraus, dass er die Kosten für zu groß hält. Das auch angesichts der entstandenen

Kosten und Einnahmeausfälle nach zwei Jahren Corona und der noch nicht bezifferbaren
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ökonomischen Auswirkungen von Russlands Krieg gegen die Ukraine.

16. April 2024 – Bayern erschwert den Cannabis-Konsum

München - Bayern * Nach der Teil-Legalisierung von Cannabis durch den Bund beschließt die

Bayerische Staatsregierung, den Konsum im Freistaat zu verbieten        auf Volksfesten,    in

Biergärten und    auf Außengeländen von Gaststätten und Schani-Gärten      Zudem wird ein

Konsumverbot festgelegt        im Englischen Garten,    im Hofgarten,    im Finanzgarten in

München sowie    dem Hofgarten in Bayreuth      Bei weiteren staatlichen Gartenanlagen soll ein

Verbot über das Hausrecht verhängt werden.    Saufen ja - kiffen nein !

Januar 2026 – Die Breze wird zum Wahlkampfsymbol

Baden-Württemberg * Im Landtagswahlkampf greift Cem Özdemir die Bad Uracher Brezensage

mit einem Augenzwinkern immer wieder auf. Demnach soll 1477 die Breze in Özdemirs

Geburtsstadt Bad Urach erfunden worden sein. Das verleitet ihn zur Aussage: „Die beste Brezel

ist schwäbisch.“   Der Grünen-Politiker nutzt die Uracher Sage bewusst als Symbol seiner

regionalen Verbundenheit. Bei einzelnen Wahlkampfveranstaltungen wurde eine abwaschbare

Brezel als Tattoo verteilt bzw. aufgetragen. 
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